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Ke. 14 


Berlin, den 15. Juli 1935 


16. Jahrgang 


Die Linie der polnischen Außenpolitik 


Der Berliner Beſuch des polnifchen Außenminiſters ift 
keine Senſation geweſen; nur einige Pariſer Zeitungen 
glaubten an ihm etwas Aufregendes feſtſtellen zu können. 
Er war eine Beſtätigung der mit dem Gewalt⸗ 
verzichtspakt vom 26. Januar 1934 eingeleiteten Politik 
einer Annäherung zwiſchen Deutſchland 
und Polen. Es iſt klar, daß die Exiſtenz eines ſolchen 
Paktes es von Zeit zu Zeit erforderlich macht, daß ſich die 
Pariner über dieſes oder jenes, ſie gemeinſam berührende 
politiſche Problem unterhalten. Um eine ſolche klärende 
Fühlungnahme hat es ſich bei den Berliner Be— 
ſprechungen des polniſchen Außenminiſters gehandelt. Sie 
ift, was z. B. die Danziger Frage anlangt, ſicherlich not⸗ 
wendig geweſen. Wenn manche ausländiſchen Kreiſe ge= 
glaubt haben, hinter der Mitte Juni ergangenen Einladung 
der Reichsregierung an Oberſt Beck die Abſicht einer Er— 
gänzung oder Erweiterung des Gewaltverzichtspaktes ver— 
muten zu ſollen, ſo ſcheinen ſie noch nicht begriffen zu haben, 
daß dieſer Pakt ſo, wie er iſt, die in ihn von den beiden 
vertragſchließenden Mächten geſetzten außenpolitiſchen Er⸗ 
wartungen im allgemeinen erfüllt hat. Der Pakt hat, indem 
er, getragen von der unbedingten Autorität der Führer 
zweier Nationen, die Stabiliſierung der Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland und Polen bewirkte, mehr für die 
Sicherung des Friedens in Europa getan, als irgendein 
anderes diplomatiſches Dokument der letzten Jahrzehnte, das 
nach der wirklichen oder vorgeblichen Abſicht ſeiner Urheber 
dieſem Zwecke zu dienen beſtimmt war. Und man iſt, wie 
das deutſch⸗engliſche Flottenabkommen beweiſt, zu der Hoff: 
nung berechtigt, daß das erfolgreiche Beiſpiel der direkten 
Verſtändigung, das mit dem deutſch-polniſchen Pakt gegeben 
wurde, geeignet iſt, in der europäiſchen Diplomatie Schule 
zu machen. 

Weder Deutſchland noch Polen haben die Abſicht, ſich 
einſeitig an einander zu binden. Das dürfte durch den 
Beck⸗Beſuch erneut feſtgeſtellt worden ſein. Was Polen 
anlangt, ſo läßt es trotz aller Enttäuſchungen, die es in dieſer 
Hinſicht erleben mußte, die vollwertige Wieder: 
a ellung feines Bündnisverhältniſſes 
zu Frankreich nicht aus dem Auge. Die Ueber— 
legungen, die in dieſer Hinſicht angeſtellt werden, mögen 
etwa folgende fein: Europa kann nicht zur Ruhe kommen, 
ſolange keine normale Zusammenarbeit auf der Linie 

arıs— Berlin — Warſchau— Moskau herge⸗ 
ſtellt iſt. Dieſe Linie ift heute noch auf der Strecke Paris — 
Berlin unterbrochen. Polen hat ein Intereſſe daran, dieſe 
gefährliche Bruchſtelle zu heilen. Denn wenn Frankreich, 
ſo gehen die Ueberlegungen auf polniſcher Seite, einmal nicht 
mehr von feiner krankhafter Angfı vor Deutſchland beherrſcht 
wird, dann wird es vorausſichtlich auch keine Bedenken mehr 
haben, feine diplomatiſchen Fehl- und Erſatzkonſtruktionen 
zu revidieren, vor allem ſeine beunruhigenden Bindungen 
an Sumjetrußland zu lockern und damiß ſchließlich den Weg 
zu einer Wiederherſtellung und Feſtigung feiner Beziehun- 
gen zu ſeinem „natürlichen Bundesgenoſſen“, Polen, zu 
ebnen. Aus derartigen Ueberlegunger läßt ſich die ſchon 
mehrfach zum Ausdruck gebrachte Neigung Polens. zwiſchen 
Deutſchland und Frankreich zu vermitteln, erklären. Es iſt 


normal funktioniert. 


ſtehende 
Heilungsverſuch von vornherein ausſichtslos ſein. 


nicht ausgeſchloſſen, daß der polniſche Außenminiſter in 
abſehbarer Zeit nach Paris fahren wird. 


Solche Ueberlegungen werden verſtändlich, wenn 
man die durch Frankreichs ai wäh⸗ 
rend der beiden letzten ahre ausgelöſte 
Agreſſivität der ſowjetruſſiſchen Au 
politik in allenoſtmitteleuropäiſchen Län: 
dern beachtet. Die Moskauer Außenpolitik richtet ſich in 
jedem Falle direkt oder indirekt gegen Polen. Sie ſteht 
ſeit jeher im Gegenſatz zu den Plänen, die Warſchau in den 
baltiſchen Ländern verfolgt. Sie verſteift den litauiſchen 
Widerſtand gegen eine Liquidierung der Wilnafrage in 
einem den polniſchen Wünſchen entſprechenden Sinne. Sie 
hat vor kurzem in ihren Verhandlungen mit Bukareſt über 
den Abſchluß eines kruſſiſch⸗rumäniſchen Beiſtandspaktes 
einen Vorſtoß gegen die polnifch-rumänifche Bundesgenoſſen— 
ſchaft unternommen. Sie hat die Tſchechei bereits zu einer 
gegen Deutſchland ſowohl wie gegen Polen gerichteten 
politiſchen und militäriſchen Angriffsbaſis gemacht. Und ſie 
richtet ſich ſchließlich trotz des vor einigen Jahren ab- 
geſchloſſenen Nichtangriffspaktes mit Warſchau gegen den 
territorialen Beſtand des polniſchen Staates. Die Llnie 
Paris — Berlin — Warſchau— Moskau weiſt 
nicht nur auf ihrer erſten, ſondern auch au 
ihrer dritten Etappe eine Bruchſtelle 92 
Die Zwangsmaßnahmen, die Moskau gegen die in den 
ſowjetruſſiſchen Grenzgebieten anſäſſigen Polen ergriffen 
hat, und vor allem die unverhüllten Angriffe, die in letzter 


en ⸗ 


Zeit von maßgebenden Blättern der Kommuniſtiſchen Inter⸗ 
nationale in Moskau gegen die benachbarten „bürgerlichen 


Völkergefängniſſe“ gerichtet worden ſind, laſſen über die 
wirkliche Geſinnung, die im Kreml in bezug auf Polen 
herrſcht, keinen Zweifel aufkommen. Die „Gazeta Polska“ 
hat kürzlich geſchrieben: „Die Kommuniſtiſche Internationale 


gibt vorzeitig die ſorgfältig verſteckten Gedanken der Staats⸗ 
männer preis, die einen heuchleriſchen und unaufrichtigen 
Kampf um den Frieden führen. Die Veröffentlichung dieſes 


Programms (einer Aufteilung Polens und der baltiſchen 
Staaten) reißt die verleumderiſche Maske von den pazi⸗ 


fiſtiſchen Deklamationen herunter, die bereits eine Reihe von 
Politikern im Weſten getäuſcht haben.“ 


Heute iſt es auf der Linie Paris Berlin —Warſchau — 
Moskau eigentlich nur die mittlere Etappe, die 
Das ſoll nicht etwa heißen, 
daß es zwiſchen Berlin und Warſchau keine Meinungs- 


verſchiedenheiten mehr gebe. Es gibt hier noch zahlreiche und 


weſentliche Probleme, die bislang ungeklärt ſind, und deren 
Klärung nicht eben leicht fallen dürfte. Aber die Art, in 
der gerſucht wird, alter und neuer Schwierigkeiten Herr zu 


werden, ſchließt die Gefahr aus, daß auch auf der mittleren 
Etappe der gedachten Linie eine Bruchſtelle entſteht. Der 
Beſuch des polniſchen Außenminiſters hat davon überzeugt, 
daß dieſe Gefahr nicht beſteht. 


Nur wenn man von dieſer 
ee ausgehen kann, kann man mit einiger Ausſicht 
auf Erfolg den Verſuch unternehmen, die im Weſten noch be⸗ 
ruchſtelle zu heilen. Im Oſten dürfte ein ſolcher 
Dr. K. 
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Mit der Annahme der neuen Wahlordnungen 
für Sejm, Senat und Staatspräſident wurde 
am 4. Juli die Errichtung des neuen polniſchen Verfaſſungs⸗ 
gebäudes beendet. Um die Wahlordnungen, durch deren kom⸗ 
plizierte und in das innerpolitiſche Leben Polens ſchroff 
ao un Beſtimmungen die Verfaſſung vom 23. April 
dieſes Jahres erſt ihr eigentliches Geſicht erhält, hat es noch 
einmal erbitterte, für die Oppoſition aber von vornherein 
ausſichtsloſe Kämpfe gegeben. Die mehreren hundert Ab⸗ 
änderungsanträge, die von den verſchiedenen Oppoſitions⸗ 
parteien zu den Vorlagen des Regierungsblocks in Sejm 
und Senat eingebracht wurden, ſind bis auf nebenſächliche 
Einzelheiten meiſt redaktionellen Charakters unberückſichtigt 
geblieben. Beachtung haben lediglich die von den Vertretern 
der Regierungsgewerkſchaften erhobenen Forderungen auf 
eine etwas ſtärkere Heranziehung der Arbeiterſchaft zu den 
geſeßgebenden Körperſchaften gefunden. Es hat beträchtliches 
Aufſehen erregt, daß trotz dieſes . nur recht be⸗ 
ſcheidenen Entgegenkommens eine ganze Reihe von Sejm⸗ 
abgeordneten, die dem linken Flügel des Regierungsblockes 
angehören, nicht für die Vorlagen geſtimmt haben. Es 
iſt das erſte Mal geweſen, daß die Diſziplin im Regierungs- 
block nicht funktioniert hat. „ . 
Angeſichts der recht eigentümlichen Struktur des neuen 
Wahlſyſtems hat es den Rednern der oppoſitionellen 
Parteien keine beſondere Mühe bereitet, mit einer ſchärfen, 
aber ſchließlich doch bloß theoretiſchen Kritik aufzuwarten. 
Nach der früher geltenden Ordnung find wahlberech⸗ 
tigt zum Senat etwa 13 Millionen Wähler geweſen; 
nach der neuen Ordnung ſind es nur noch etwa 
450 000. Dieſe Kaſte der Senatswähler ſetzt ſich folgender: 
maßen zuſammen: 60 bis 70 000 Perſonen find wahl⸗ 
18 0 dank ihrer „beſonderen Verdienſte um den Staat“, 
etwa 200 000 auf Grund ihrer „höheren Bildung“, etwa 
80 000, weil fie in der territorialen Selbſtverwaltung „auf 
das Vertrauen ihrer Mitbürger begründete Poſten“ be⸗ 
kleiden, und je etwa 50 000, weil ſie entſprechende Poſten in 
den wirtſchaftlichen und Arbeiterverbänden bzw. in den 
Vereinen der höheren Wohlfahrt innehaben. Eben ſo 
ungewöhnlich wie die ſoziale iſt die räum- 
liche Verteilung der Senatswächler. In 
Warſchau z. B. wird ein Senatsmandat auf 196 000 Ein⸗ 
wohner entfallen, dagegen in der Wojewodſchaft Stänislau 
auf 738 000 und in der Wojewodſchaft Lublin auf 617 000 
Einwohner. Das flache Land hat im Vergleich zu den 
Städten nur ſehr wenige Senatswähler zu ſtellen. Die 
Arbeiter und Bauern haben in dieſer bevorzugten Kaſte 
nichts mehr zu melden. Dagegen wird die Be⸗ 
amtenſchaft die weit überwiegende Mehr⸗ 
. aller Senatswähler een etwa 300 000 

eamte des Staates und der verſchiedenen Selbſtverwal⸗ 
tungen gehören zu der ſenatswahlberechtigten Elite 
Die Theſen, mit denen die Sprecher des Regietungsblockes 
die Einwände gegen dieſe und zahlreiche andere Abſonder⸗ 
lichkeiten des neuen Wahlrechts zu entkräften verſuchten, 
san im allgemeinen wenig überzeugend geweſen. Tat: 
ache iſt jedenfalls, daß es nah dem neuen 


rüngsfeite im Verlauf der Ausſprache teh, einmal 


en polfiſchen 
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Narodowy“, 


ee nichffürlange 
kann, 


Nach der Annahine der Wahlgeſetze 


Volksgruppen und ſchließlich auch von den Arbeitnehmer⸗ 
vertretern des Regierungsblocks abgelehnt worden. Der 
deutſche Sprecher im Sejm begründete die Ab⸗ 
lehnung u. a. mit folgenden Worten: Der Begriff der 
autoritären Staatsform dürfe nicht gleichgeſetzt werden mit 
einem Syſtem, das die Bürger ihres elementarſten Rechtes 
faſt völlig beraubt, des Rechtes der freien Meinungs⸗ 
äußerung zu den wichtigſten Belangen des Staates. Vor 
allem falle für die deutſche Volksgruppe die Tatſache ins 
Gewicht, daß auf Grund des neuen Wahl⸗ 
rechtes nicht mehr die Möglichkeit beſteht, 
auch nur irgendeinen deutſchen Abgeord⸗ 
neten zu wählen. die faſt anderthalb Millionen 
Deutſchen in Polen werden daher in den geſetzgebenden 
Körperſchaften ohne jeden Vertreter ſein. Ein ſolcher Zu: 
ſtand könne und müſſe nicht nur die Lage der deutſchen 
Volksgruppe, ſondern auch die Einigkeit in den Reihen 
aller Staatsbürger verſchlechtern. Dafür, daß nach Mög- 
lichkeit tatſächlich keine deutſchen oder anderen nichtpolnifchen. 
Vertreter in die geſetzgebenden Körperſchaften Polens ge⸗ 
langen, hat man von polniſcher Seite ausreichend geſorgt. 
Bezeichnend hierfür ift folgender Vorgang: Verſchiedene 
Sprecher der e gaben bei der Ausſprache im Sejm 
der Befürchtung Ausdruck, daß bei der im Geſetz vor⸗ 
geſehenen Eintefkung der Wahlkreiſe die „Gefahr“ beſtehe, 
daß es den Deutſchen im Wahlkreis Kattowitz⸗Chorzow 
gelingen werde, ein Sejmmandat zu erhalten. Darauf ant⸗ 
wortete der Sprecher des Regierungsblocks nicht etwa mit 
dem Hinweis darauf, daß es doch nur recht und billig ſei, 
wenn die Deutſchen auch im Sejm vertreten ſeien, ſondern 
er bemühte ſich, die Angſt der Oppoſitionellen vor dem 
einen, vielleicht zu erlangenden deutſchen Mandat durch die 
Feſtſtellung zu beſchwichtigen, daß alles, was mög⸗ 
lich ſei, ſchon geſchehen ſei, um die Zahl der 
nichtpolniſchen Sejmmandate zu vermin⸗ 
dern. dieſes offene Eingeſtändnis der minderheiten⸗ 
feindlichen Tendenz des neuen Wahlrechtes iſt immerhin von 
einigem Wert. | BER 
Dürch Erlaß des polniſchen Staatspräſidenten find 
Sejm und Senatam 10. Juliaufgelöſt worden. 


Damit iſt die parlimenlariide. Epnche des innerpolitiſchen 
Lebens in Polen endgültig und 


in f unwiderruflich zum Abſchluß 
gekommen. Das gänze Intereſſe an der weiteren inner⸗ 
politiſchen Entwicklung konzentriert 1a) nunmehr auf die 
vorausſichtlich im kommenden Oktober ſtatt⸗ 
findenden Neuwahlen. Ein Teil der oppoſitionellen 
Parteien hat beſchloſſen, die Wahlen zuſabotieren. 
Feſtzuſtehen ſcheint dieſer Entſchluß jedoch nur bei den 
Nationaldemokraten. Die übrigen Parteien, die Sozialiſten, 
Bauern, Juden ufw., ſcheinen ſich über die von ihnen ein⸗ 


‚gulchlagenbe Taktik noch nicht ganz im klaren zu fein. Was 


ie Sozialiſten (PPS.) anlangt, jo hoffen fie offenbar, 
bis zu den Wahlen noch kräftigen Zuzug aus den 
Reihen der bisher im Reglerun g> taget 
ſtehenden Arbeitnehmer zu erhalten. Daß ihnen 
dieſer Zuzug zu dem notwendigen Auftrieb einer neuen, 
ihnen ſeit Jahren fehlenden Aktivität verhelfen wird, das 
muß freilich ſehr fraglich erſcheinen. 
Mit betontem Optimismus haben ſich die National⸗ 
demokraten in das Unvermeidliche gefügt. Das 
Nationale Lager, ſchreibt der „Watszawski Dziennik 
habe ſeine Teilnahme an den geſetzgebenden 
Körperſchaften in ihrer durch die neuen Geſetze feſtgelegten 
Form „als vollkommen überflüffig erkannt“ Dieſer Stand⸗ 
punkt ſei jedoch nicht ein Standpunkt des Verzichts. „Im 
Gegenteil iſt er eine neue konſequente Etappe 
des Kampfes, der ſich um ein nationales Polen ab⸗ 


ſpielt. Wir unterbrechen unſere Arbeit im Lande nicht. Wir 


verlaſſen nur einen Platz, auf dem unter den gegenwärtigen 
Bedingungen auszuharren wir als im. Widerspruch mit 
unseren grundfäßlichen Anſichten und als ſchädlich für eine 
geſunde Entwicklung im Lande änſehen. Sicher iſt, daß 
ein der Lage verbleiben 
in Der es fich gegenwärtig b ef in det 


‚Das heißt: Die Nationaldemokraten werden ihre Kräfte nicht 


dadürch verbrauchen, daß ſie den ausſichtsloſen Verſuch 


unternehmen, eine kleinere oder größere, in jedem Falle 


aber zur Ausübung eines beſtimmten Einfluffes nicht aus⸗ 
reichende Zahl von Abgeordneten in die Parlamente zu 
ſchicken. ondern ſie werden ihre ganze Anſtrengung 
darauf richten, den Regierungsblock von innen 
heraus zu zermürben und zu zerſetzen, durch 
unabläſſige Kleinarbeit, offen oder getarnt, in Aemter 
und Poſten zu kommen, ihre „unentbehrliche“ In⸗ 
telligenz und ihren ſchleichenden Klerikalismus ſpielen zu 
laſſen, alſo einen Weg zu beſchreiten, der ihnen mehr liegt 
als der offene Kampf. Mut haben dieſe Kreiſe immer nur 
dann gehabt, wenn ſie ſicher waren, daß der Gegner, mit 


dem ſie es zu tun hatten, ohnehin ſchon halb tot war. Das 
beſte Beiſpiel hierfür iſt der Aufſtand in Poſen. 
Es ſcheint, daß die Nationaldemokraten in ihrem 


weiteren Kampf gegen die Regierung eine weſentliche 
Hilfe beim polniſchen Klerus finden werden, 
deſſen Beziehungen zur Regierung nicht eben als freund- 
ſchaftlich bezeichnet werden können. Der polniſche Klerus 
hat offenbar die Abſicht, ſich jetzt ſtärker als bisher in die 
polniſche Innenpolitik einzuſchalten, und 
zwar vor allem auf dem Gebiete der Sozial⸗ 
politik, das ihm die beſte Gelegenheit gibt, machtpolitiſche 
Beſtrebungen mit dem Mantel der ſog. chri tlichen Nächſten⸗ 
liebe zu tarnen. Intereſſant iſt in dieſer Hinſicht eine 
Unterredung, die der Kardinal Hlond kürzlich mit der 
Wiener „Reichspoſt“ gehabt hat. Bisher, heißt es da, 
„konnten wir uns nur ganz wenig mit ſozialen Fragen 
befaſſen. Um dieſe durch die Verhältniſſe erzwungene Ver⸗ 
ſäumnis nachzuholen, habe ich im Einvernehmen mit dem 
Hl. Vater eine Gruppe wiſſenſchaftlich geſchulter Fachleute 
unter dem Namen Sozialer Rat beim Primas 
von Polen' zuſammengefaßt. Deſſen Mitglieder be⸗ 
arbeiten das ganze Gebiet der katholiſchen Soziallehre in 


Aber der innerpolitiſche Kampf dauert an. 


wei Serien von Publikationen. Die eine Reihe iſt wiſſen⸗ 
ſchaftlſc gehalten und für die gebildete Welt beſtimmt, die 
andere macht in volkstümlichen kleinen Heftchen, die von 
Zeit zu Zeit herauskommen, den Bauern und den Arbeiter 
mit der katholiſchen Soziallehre bekannt.. Eine 
ie Organiſation des Staates, wie 
ie in Oeſterreich durchgeführt wird, iſt in 
unſerer neuen Verfaſſung nur in kleinen 
Anſätzen angedeutet. Wir müſſen zunächſt 
viel wiſſenſchaftliche Aufklärungsarbeit 
leiſten und dann die Gewinnung der Maſſen 
ins Werk ſetzen, bis wir das Volk dazu ge⸗ 
bracht haben, mit einem korporativen Auf⸗ 
bau beginnen zu können.“ Dieſe Worte find ein— 
deutig genug. Die Zuſtände, wie ſie in dem von Klerus und 
Faſchismus mißhandelten deutſchen Oeſterreich herrſchen, 
ſind für den Kardinal das Ideal, das er auch auf Polen 
angewandt wiſſen möchte. Es genügt wohl, an die ver— 
hängnisvolle Rolle zu erinnern, die die Jeſuiten im 
alten polniſchen Reiche während der letzten andert⸗ 
halb Jahrhunderte ſeines Beſtehens geſpielt haben, um die 
richtige Einſtellung zu den klerikalen Machtanſprüchen zu 
finden. Die polniſche Regierung hat, wenn fie 
ſich dieſen Anſprüchen nicht unterzuordnen bereit iſt, mit 
der aktiven Feindſchaft des Klerus zu 
rechnen. Die verfaſſungsmäßige Form iſt geſchaffen. 
Er iſt durch 
Verfaſſung und Wahlgeſetze nur von der Oberfläche des 
politiſchen Lebens verdrängt worden. Um ſo hartnäckiger 
wird er in der Stille fortgeführt werden, und zwar auf 
ſeiten des regierungsfeindlichen Lagers von Kräften, die in 
9055 Kampfesweiſe eine nicht zu unterſchätzende Uebung 
eſitzen. 


Kriegsſchiffe, Kolonien und Gdingen 


Am 29. Juni wurde in Polen, wie ſchon ſeit mehreren 
Jahren, das Feſt des Meeres gefeiert. Die Hauptfeier 
fand wieder in Gdingen ſtatt. Verſchiedene Umſtände ver⸗ 
liehen der diesjährigen Feier einen beſonderen Charakter. 
Sie traten am ſichtbarſten in der Rede des Armeeinſpekteurs 
Generals Soſnkowſki hervor. „Das Felt des Meeres“, 
ſagte der General u. a., „iſt das feierliche, alljährlich wieder⸗ 
holte Gelöbnis der ganzen Nation, daß die ſchweren Sünden 
und Irrtümer unſerer Geſchichte ſich niemals mehr wieder— 
holen. Es iſt die Kundgebung des unverbrüchlichen Willens 
zur Erhaltung und Feſtigungz deſſen, was die Periode 
Joſef Pilſudſkis Polen gegeben hat, die Beſtätigung ſich ſelber 
und den Fremden gegenüber, daß wir das in die weite Welt 
geöffnete len uns niemals wieder vor der Naje werden 
zuſchlagen laſſen, daß die ihrer Beſtimmung bewußte, ſich 
raſch vermehrende und von Lebenskräften ſtrotzende 
polniſche Nation ihrer Rechte auf einen gehörigen Platz in 
der Welt, auf Arbeit und Raum, eingedenk iſt.“ Wenn man 
bedenkt, daß die polniſche See- und Kolonialliga, 
die vor einiger Zeit mit ſcharfer aggreſſiver Tendenz gegen 
Danzig ihre ee ae 300 in Danzig und 
Gdingen veranſtaltet hat, etwa 1300 Ortsgruppen mit 
320 000 Mitgliedern zählt, dann wird man zugeben müſſen, 
daß die Worte des Generals Soſnkowſki einigermaßen den 
Tatſachen entſprechen. ß 

„Ausbau der polniſchen Kriegsflottel 
Dieſe Parole hat vor allem das diesjährige Feſt des Meeres 
beherrſcht. Unverkennbar hat für die Wahl dieſer Parole 
der Ausbau der deutſchen Kriegsflotte einen wichtigen 
Anſtoß gegeben. Die polniſche Flotte beſitzt heute gegen 
10 000 Tonnen; 7000 Tonnen befinden ſich gegenwärtig im 
Bau. An Mannſchaften zählt die Flotte 370 Offiziere und 
3700 Marineſoldaten. Ihre Stärke entſpricht alſo etwa 
derjenigen der deutſchen Flotte Mitte der 70er Jahre. Der 
weitere Ausbau der Flotte bildet einen weſentlichen Punkt 
des polniſchen Rüſtungsprogramms. Dafür ſtehen neben 

en im Etat des Kriegsminiſteriums vor⸗ 


„ Mitteln noch (allerdings be- 
chränkte) Mittel, die durch private Samm⸗ 
lungen aufgebracht werden, bereit. die 


Sammelaktion wird in der Hauptſache von der See⸗ und 
Kolonialliga organiſiert und geleitet; daneben beſteht 5 
einigen Jahren noch ein beſonderes Militärkomitee. Der 


„Meeres⸗Verteidigungs fonds“, in dem die 
nicht immer ohne gelinden Nachdruck geſammelten Mittel 
zuſammenfließen, unterſteht der Kontrolle des Staates. Die 
Sammlungen haben bisher etwa 5 Mill. Zloty, davon im 
vergangenen Jahre allein etwa 4 Mill. Zloty, ergeben. Dieſe 
Summe ſoll für den Bau eines Unterſeebootes 
verwandt werden, das auf den Namen des Marſchalls 
Pilſudſki getauft werden ſoll; und zwar ſoll dieſes Unterſee⸗ 
boot die erſte Einheit der polniſchen n ſein, die 
auf einer polniſchen Werft in Gdingen er⸗ 
baut werden wird. „Es iſt nötig“, ſagte General Soſn⸗ 
kowſki in ſeiner Gdingener Rede, „daß Polen das Land 
hervorragender Flieger und tüchtiger Seeleute wird, wie 
es ſeit ſehr alter 105 die Heimat ausdauernder Infanteriſten 
und glänzender Kavalleriſten iſt ... Ich hege den tiefen 
Glauben, daß wir durch die gemeinſame Kraftanſtrengung 
von Regierung und Volk eine ſolche Kriegsflotte aufbauen 
werden, deren Polen bedarf. Ich gehöre zu der Generation, 
die mit eigenen Augen geſehen hat, wie in den Händen 
Pilſudſkis mancher ſcheinbar unerfüllbare Traum die Geſtalt 
der Wirklichkeit annahm. Utopie iſt ein beliebtes Wort 
kleingläubiger Leute, eine unfreundliche Ausrede, deren ſich 
gern jede Paſſivität, jede Abneigung gegen Kraftanſtren— 
gung bedient!“ . 

„Polen braucht Kolonien!“ Das war die 
zweite Parole, unter der das diesjährige Feſt des Meeres 
durchgeführt wurde. Die Erklärungen, die Soſnkowſki zu 
dieſem Thema abgab, beſitzen, da ſie von einer der maß⸗ 
gebendſten Perſönlichkeiten des heutigen Polens ſtammen, 
etwas mehr als bloß propagandiſtiſchen Wert: „Der 
raſche Bevölkerungszuwachs bewirkt es, daß 
Polen ſchon im Laufe weniger Jahre eine Nation werden 
kann, die infolge des Mangels an Platz und Ueberſchuſſes 
von Arbeitskräften erſtickt. Die Vevölkerungsfrage iſt be 
uns ein außerordentlich bedeutſames Problem, deſſen vor⸗ 
teilhafte Löſung eine ganze Reihe gut durchdachter Mittel 
erfordert. Unter dieſen Mitteln iſt die Erlangung 
von Kolonien vielleicht wederdas wichtigſte 
noch das dringendſte. Sicherlich haben wir noch 
viel vor allem bei uns zu Hauſe zu tun. Sicherlich ſind mit 
den Großmachtambitionen Polens nicht recht in Einklang 
u bringen der geringe Pulsſchlag unſerer Induſtrie, die 
zlutarmut des inneren Handels, das beſcheidene Budget, 
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die Not unferes Dorfes, der Schmutz der kleinen Städte, 
die ſchlechten Wege, das traurige und vernachläſſigte Aus⸗ 
ſehen der Gebäude und Anſiedlungen. Es iſt Gef ſchwer zu 
beſtreiten, daß alle exotiſchen Programme die Gefahr in ſich 


bergen, daß fie die Aufmerkſamkeit der Volksgemeinſchaft⸗ 


davon ablenken können, was am dringendſten iſt und was 
im eigenen Hauſe vor allem der Erledigung harrt. Und 
doch muß, wenn unſer Staat ſtark und groß 
werden ſoll, der polniſche Gedanke ſtark 
genu ſein, um über die Meere fernen 
e Gebieten zuzuſtreben. Die Frage 
der Kolonien muß auf die Tagesordnung 
eſtellt werden, im Innern durch die Schaf⸗ 
ne einer ſtarken Strömung der öffent⸗ 
lichen Meinung, nach außen durch die Do⸗ 
kumentierung der Rechte und Bedürfniſſe 
des ſich übervölkernden Polens. Günſtige 
Konjunkturen ereignen ſich ſelten, und e gehen 
ſie, ohne wiederzukehren, an uns vorbei. Man muß 
daher wachſam ſein, d. h. deſſen eingedenk ſein, daß es zur 
Ausnutzung der Konjunktur notwendig iſt, daß das eine 
beſtimmte Nation angehende Problem fur die Weltmeinung 
lebendig ſei.“ Nach dieſen Worten Soſnkowſkis hat es den 
Anſchein, daß Polen „bei günſtiger Konjunk⸗ 
tur“ mit der Forderung nach Kolonialbeſitz 
in Ueberſee vor die Weltöffentlichkeit zu 
treten gedenkt. Man ſcheint in Polen zu hoffen, daß 
der Augenblick zu einem Borftoß in dieſer Richtung ein⸗ 
treten wird, in dem die heute ſchon vielfach ernſtlich erörterte 
Frage der Rückgabe beſtimmter afrikaniſcher Kolonialgebiete 
an Deutſchland akut werden wird. 
„Schwächung Danzigs!“ Dieſes dritte Leit⸗ 
motiv, das das Feſt des Meeres beſtimmt hat, hat General 
Soſnkowſki in feiner Gdingener Anſprache zwar nur bei— 
läufig erwähnt. Es hat nichtsdeſtoweniger den Ton, auf 
den das Feſt abgeſtimmt war, maßgeblich beeinflußt. An 
den Veranſtaltungen in Gdingen beteiligte ſich auch eine 
Gruppe des Pe aus Danzig; und 
bezeichnenderweiſe wurde gerade dieſe Gruppe, die ein 
roßes Plakat mit der Aufſchrift trug: „Das polniſche (ö) 
nzig grüßt Gdingen“ beſonders ſtürmiſch begrüßt. Die 
Erregung und Kampfſtimmung, in die die polniſche Deffent- 
lichkeit durch die aggreſſive Haltung Warſchaus in der 
Danziger Währungsfrage verſetzt worden war, 
wirkte noch nach; und dazu kam eine gewiſſe Enttäuſchung 
darüber, daß die Bereinigung dieſer Frage nicht ſo ver⸗ 


das 


laufen iſt, wie man es Rdn eimas voreilig — ſchon „fo 
ſchön“ ausgemalt hatte. ie Stabilität des Dan⸗ 
3 0 5 Guldens ſteht außer Frage. Der Ver⸗ 
uch der polniſchen Regierung, Danzig durch 
die Einführung der Zlotywährung aus 
ſeiner vorübergehenden Finanzmiſere zu 
„helfen“, iſt nicht gelungen. Die Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung bleibt, ſolange ſie im Intereſſe der Danziger 
Währung zweckmäßig iſt, weiter in Kraft; die Beſchrän⸗ 
kungen ſind ſo weit gelockert, wie es die Notwendigkeiten 
des Danziger Handels erfordern. Der Widerſtand der 
ſtaatsgefährdenden Oppoſition, die ſich in den Dienſt der an 
einer Zermürbung des Danziger Deutſchtums intereſſierten 
ausländiſchen Kreiſe geſtellt hat, wird, wo es nottut, durch 
den rückſichtsloſen Einſatz ſtaatlicher Zwangsmittel ge⸗ 
brochen. Die polniſche Regierung hat ſich dazu bereitfinden 
müſſen, von der Verfolgung politiſcher Ziele gegenüber 
das die Abſtand zu nehmen. Hinter der Freien Stadt ſteht 
eich, hinter den Danziger Nationalſozialiſten die Stoß⸗ 

kraft der ganzen Bewegung. 

Um ſo ſtärker tritt in Polen jetzt wieder 
die Tendenz hervor, Danzig durch wirt⸗ 
ſchaftliche Kampfmaßnahmen in die Knie 
zu zwingen. Das Kampfmittel hierbei iſt Gdingen. 
Mit der Behauptung, daß die Danziger Währungsmaß⸗ 
nahmen den Tranſitverkehr über den anziger Hafen be⸗ 
hindern und die geſchäftlichen Intereſſen der polniſchen 
Handelsfirmen gefährden, wird der ſeewärtige pol⸗ 
niſche Außenhandel in erneut verſtärktem 
Maße von Danzig weg nach Gdingen ge⸗ 
leitet. Danzig, ſchrieb die offiziöſe „Gazeta Polska“ vor 
kurzem in bezug auf die Danziger Währungsmaßnahmen, 
höre auf, ein loyaler Vermittler zu fein; es ſeße ſich der 
Notwendigkeit aus, daß der polniſche Export auf einen 
anderen Weg geleitet wird. Wenn man weiter beachtet, wie 
Polen ſich mit neuem Eifer dem weiteren Ausbau des 
Gdingener Hafens zuwendet, einen Hol a afen baut und 
neue Getreideſilos errichtet, alfo Maßnahmen trifft, 
die auf eine neue, bewußte Schädigung des Danziger Hafens 
abzielen, dann muß man den Eindruck gewinnen, daß nach 
einer durch die Verträge von 1933/34 eingeleiteten Periode 
nützlicher Zuſammenarbeit jetzt eine neue Periode des ver: 
ſchärften Kampfes beginnt, in dem ganz gewiß nicht Danzig, 
alſo der wirtſchaftlich ſchwächere der beiden Partner, der 
b iſt. Eine ſolche Entwicklung wäre im Intereſſe 
aller Beteiligten zu bedauern. 


Ein Kampf um Selbſtbeſtimmung 


In einer Zeit, in der das Deutſchtum Oeſterreichs durch 
ein Regime, das keine Stützung im Volke findet, unter die 
doppelte Fron des Krummſtabes und des Liktorenbündels 
gebeugt iſt, iſt es beſonders notwendig, ſich einer Zeit zu 
erinnern, in der dieſes Deutſchtum innen- und außen politiſch 
noch die Freiheit beſaß, ſeinen Willen zu äußern. An die 
Vorgänge dieſer Felt muß man ſich halten, die Volks⸗ 
ſtimmung dieſer Zeit muß man prüfen, und die volks⸗ 
politiſche Haltung der Regierenden dieſer Zeit muß man 
ſtudieren, wenn man wiſſen will, wie es mit dem klerikalen 
Retortenprodukt des ſog. „öſterreichiſchen Menſchen“, der 
heute im Wiener Regierungsviertel geiſtert, in Wahrheit 
beſtellt iſt. Dieſe Zeit wird in einem Buche von Dr. Kurt 
Trampler unter dem Titel „Deutſchöſterreich 
1918/19. Ein Kampf um Selbſtbeſtimmung“ 


behandelt. (Carl Heymanns Verlag, Berlin 1935. 251 
Seiten. Preis 6,00 %.) Das Buch enthält neben einer 


längeren Einleitung, die einen zuſammenhängenden Ueber⸗ 
blick über die damaligen deutſchöſterreichiſchen Ereigniſſe 
ibt, in der Hauptſache eine Urkundenſammlung. 
lſo eine langweilige 
eſſiert, wird vielleicht mancher ſagen. Weit gefehlt! Dieſe 
Dokumente eines Kampfes um völkiſche Selbſtbeſtimmung 
aben mit Rückſicht auf die Zuſtände im heutigen Kirchen⸗ 
aat Oeſterreich ihren beſonderen gegen warts politi⸗ 
chen Wert. Sie wirken in der ſtickigen Atmoſphäre von 
Katholizität und Latinität wie ein befreiender Windſtoß. 
Der Zuſammenbruch, den das Deutſche Reich im Herbſt 
1918 erlebte, iſt durchaus nicht mit dem Zuſammenbruch zu 
vergleichen, der ſich etwa zur ſelben Zeit am Habsburger⸗ 
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ache, die nur den Fachmann inter⸗ 


reiche erfüllte. Was damals im Reiche geſchah, das war 
ein nationaler Zuſammenbruch, aus dem die 
Minderwertigkeit der Revolteführer keinen Weg zu neuen 
ſchöpferiſchen Zielen zu weiſen vermochte. Zwar kam auch 
in Oeſterreich der zerſetzende Geiſt des Klaſſenkampfes zum 
Durchbruch. Aber daneben gab es doch einen Gedanken, der 
alle die auseinanderſtrebenden politiſchen Richtungen des 
öſterreichiſchen Deutſchtums zu einer gemeinſamen Anſtren⸗ 
gung vereinte. Nicht anders als wie für die Tſchechen, Polen, 
Rumänen, Italiener, Serben und anderen Fremdvölker 
war auch für die Deutſchen der „im Reichsrat 
vertretenen Königreiche und Länder“ der 
Sturz der Habsburger der Beginn einer 
nationalen Revolution. Und mochten ſie ſich auch 
ſonſt noch ſo heftig befehden, die Sorge um die Erhaltung 
des Deutſchtums in allen Gebieten des auseinanderfallenden 
Reiches führte die Parteien zuſammen: Am 21. Oktober 1918 
wurde durch einſtimmigen Beſchluß aller deutſchen Ab⸗ 
geordneten des öĩſterreichiſch⸗ungariſchen Reichsrates die 
„proviſoriſche Nationalverſammlung für 
Deutſchöſterreich“ konſtituiert: „Die Geſchichte hat 
uns zum Gründer des alten Staates Oeſterreich gemacht, 
und wir haben dieſem Staate durch die Jahrhunderte in 
unverbrüchlicher Treue und in ſelbſtloſer Aufopferung 
unſer Beſtes an Kultur und Wirtſchaft hingegeben: Ohne 
Dank ſcheiden wir nun aus dieſem Staate, 
um unſere Volkskraft auf uns allein zu ſtellen und aus 
ihrem unverſiegbaren Born hoffnungsvoll ein neues, 
nur unſerm Volk allein dienendes Gemein 
weſen aufzubauen.“ 


Am 30. Oktober 1918 wurde die erfolgte Gründung des 
Staates Deutſchöſterreich dem Präſidenten Wiljon 
in einer Note zur Kenntnis gebracht: „Der neue Staat 
beanſprucht“, heißt es darin, „die Gebiets⸗ 
hoheit über alle jene Gebiete des bis⸗ 
. Oeſterreich, in denen die Deutſchen 
die Mehrheit der Bevölkerung bilden.“ Wenn 
von ſeiten der Gegner Deutſchöſterreich als ein „Reſtſtaat 
Oeſterreich⸗Ungarns“ hingeſtellt wurde, jo haben ſich die 
Deutſchöſterreicher ſelbſt ganz entſchieden gegen dieſen 
Verſuch gewehrt, die national revolutionäre 
Entſtehungsurſache ihres Staates zu leugnen. 
Oeſterreich-Ungarn iſt nicht etwa durch Annexionen oder 
Lostrennungsbeſtrebungen einzelner Völker und Staaten 
auf das Gebiet Deutſchöſterreichs zuſammengeſchrumpft;: 
ſondern die Gründung Deutſchöſterreichs hat 
ſich wie die Gründung aller anderen, auf 
dem Gebiete der alten Doppelmonarchie 
entſtandenen Staaten auf dem Wege der 
völkiſchen Selbſtbeſtimmung vollzogen. 
Kraft völkiſcher Selbſtbeſtimmung gehörten dem Staate 
Deutſchöſterreich nicht etwa nur die geſchloſſenen 
deutſchen Siedlungsgebiete des alten Habs⸗ 
burgerreiches, ſondern auch die größeren und 
kleineren, allenthalben verſtreuten deut⸗ 
ſchen Sprachinſeln an. Ueber die nicht zum ge⸗ 
ſchloſſenen deutſchen Siedlungsgebiete gehörenden deutſchen 
Landesteile hieß es in der Staatserklärung des 
deutſchöſterreichiſchen Staatsrates vom 12. November 
1918: „Die in den Siedlungsgebieten anderer Nationen 
eingeſchloſſenen, allein oder überwiegend von Deutſchen be⸗ 
wohnten oder verwalteten Sprachinſeln, Städte, Gemeinden 
und Ortſchaften der im Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder bleiben bis zur verfaſſungs- und völkerrecht⸗ 
lichen Sicherſtellung ihrer politiſchen und nationalen Rechte 
einſtweilen unter der Hoheit des Staates 
Deutſchöſterreich und bilden deſſen zeitweili⸗ 


ſeine Grenzen gekämpft. Mit dem Diktat von Saint 
Germain war das Schickſal des aus dem Zuſammenbruch 
Habsburgs hervorgegangenen, faſt 10 Millionen Menſchen 
umfaſſenden deutſchöſterreichiſchen Staates beſiegelt. Am 


6. September 1919 beſchloß die Nationalverſammlung die 


Unterzeichnung des aufgezwungenen Friedens. Es war die 
letzte Tagung, zu der ſich die Nationalverſammlung als die 
Vertretung des geſamten deutſchöſterreichiſchen Volkes ver: 
einte. Die letzten Worte, die in ihr geſprochen wurden, 
galten dem unveränderlichen Glauben an das dereinſtige 
Kommen des großdeutſchen Reiches: „Und dann ſoll uns im 
Frieden neu erſtehen ein Reich, das keine Gewalt über 
andere ausüben will, aber auch keine Gewalt fürchtet: Das 
große Reich der Deutſchen Nation. Dieſes 
Einheitsreich, es wird und es muß uns er⸗ 
ſtehen. Wenn wir dieſe Hoffnung nicht 
hätten, könnten wir den heutigen Tag nicht 
überwinden.“ 


Im Bekenntnis zum Reich hat der deutſchöſterreichiſche 
Kampf um Selbſtbeſtimmung ſeinen bezeichnendſten Aus⸗ 
druck gefunden. Schon als das Reich noch Monarchie war, 
am 30. Oktober 1918, richtete die proviſoriſche National⸗ 
verſammlung Deutſchöſterreichs „an die befreundete Regie⸗ 
rung des Deutſchen Reiches die dringende Vitte, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem deulſchöſterreichiſchen Staatsrate den 
Schutz des deutſchöſterreichiſchen Gebietes zu übernehmen“. 
Und wenige 1285 nach dem Ausbruch der Novemberrevolte 
im Reich, am 12. November 1918, verabſchiedete die provi⸗ 
ſoriſche Nationalverfammlung in Wien durch einſtimmigen 
Beſchluß das Geſetz über die Staats⸗ und Regierungsform, 
in deſſen 2. Artikel es heißt: „Deutſchöſter reich iſt 
ein Beſtandteil der Deutſchen Republik. Be⸗ 
ſondere Geſetze regeln die Teilnahme an der Geſetzgebung 
und Verwaltung der Deutſchen Republik ſowie die Aus⸗ 
dehnung des Geltungsbereiches von Geſetzen und Ein⸗ 
richtungen der Deutſchen Republik auf Oeſterreich.“ Damals 


ges Rechtsbereich. Sie behalten ihre bisherige 
Vertretung in der proviſoriſchen Nationalverſammlung 
und bleiben den Geſetzen und Behörden von Deutſch— 
öſterreich unterſtellt.“ 


Deutſchöſterreich war freilich zu ſchwach, um ſeinen 
ſtaatlichen Rechten und e Forderungen in den 
verſtreuten Sprachinſeln in Krain, Ungarn, Gallzien uſw., 
die nach der erwähnten Staatserklärung als ſein „zeit⸗ 
weiliges Rechtsbereich“ galten, praktiſch Gültigkeit zu ver⸗ 
ſchaffen. Aber innerhalb des geſchloſſenen deutſchen 
Siedlungsgebietes einſchließlich der großen deutſchen Sprach⸗ 
inſeln Mährens hat Deutſchöſterreich tatſächlich, wie 
Trampler anhand einiger bezeichnender Dokumente beweiſt, 
ſtaatliche Funktionen verſehen. Der Staat Deutſch⸗ 
öſterreich, der kein Reſtſtaat Oeſterreich⸗Ungarns. 
ſondern eine aus dem nationalen Bekenntnis ſeiner Be⸗ 
wohner entſtandene Neuſchöpfung war, hat, was man im 
Reiche heute ſchon faſt wieder vergeſſen hat, tatſächlich 
beſtanden. Er war ein räumlich zwar uneinheitliches, 
national aber völlig einheitliches Gebiet. 
Er war ein Staat, der in feiner völkiſchen Struktur dem 
von Wilſon verkündeten Selbſtbeſtimmungsrechte der 
Völker faſt hundertprozentig entſprach. In den zu Deutſch⸗ 

öſterreich gehörenden Gebieten Böhmens z. B. ergaben die 
unter tſchechiſcher Fremdgewalt durchgeführten Gemeinde⸗ 
wahlen eine Mehrheit von 95 Prozent für die 
deutſchen Parteien! Ganz auf den Grundſatz des 
Selbſtbeſtimmungsrechts gebaut, konnte Deutſchöſterreich 
als Staat nur beſtehen, wenn von den Mächten, die damals 
das Geſchick Europas beſtimmten, dieſer von ihnen ſelbſt 
verkündete 5 518 geachtet und durchgeführt wurde. 
Aber Deutſchſüdtirol wurde auf Grund des Waffen⸗ 
ſtillſtandes von den Italienern beſetzt; in das ſüdliche 
Kärnten und die Südſteiermark fielen die Südflawen ein; 
und in Böhmen und Mähren gaben auf das völkiſche Be⸗ 
kenntnis der Deutſchen die tſchechiſchen Maſchinengewehre 
eine blutige Antwort. Dieſe Gebiete, die etwa 4 Millionen 
Einwohner zählten, blieben bis zum Inkrafttreten des 
Friedensdiktates von Rechts wegen deutſchöſterreichiſche, 
aber von feindlichen Truppen beſetzte Ge⸗ 
biete. Tapfer und hartnäckig hat der Staak Deutſch⸗ 
öſterreich gegen den Vernichtungswillen der Sieger um 


Iprüäch der Staafskanzler Renner unter dem Jubel der 
Abgeordneten aller Parteien und der vor dem Parlament 
harrenden Maſſen: „Unſer großes Volk iſt in Not und 


Unglück . .. Aber gerade in dieſer Stunde, wo 
es ſo lei und lo ee eee 
jo verführeriſch wäre, feine Rechnung ab- 


5 zu ſtellen und vielleicht auch von der 
iſt der Feinde Vorteile zu erhaſchen, in dieſer Stunde fol 
unſer deutſches Volk in allen Gauen wiſſen: Wir ſind 
ein Stamm und eine Schickſalsgemein⸗ 


ſchaft!“ 


„Heim ins Reich!“ — das war die Parole, unter der 


in Deutſchöſterreich die Wahlen zur konſtituieren⸗ 
den Nationalverſammlung ft 
ihrer Sitzung vom 12. März 1919 beſtätigte dieſe noch 
einmal im Geſetz über die Staatsform den W̃ 
des Volkes: „Deutſchöſterreich iſt ein Beſtand⸗ 
teildes Deutſchen Reiches!“ Und Staatsſekretär 
Bauer ſagte in ſeinem Bericht über die Entwicklung der 
Anſchlußperbandlunagn mit der. Berliner. Reojerung;. 


ſtattfanden. In 


illen 


„Wenn wir heute bekräftigen, daß Deutſchöſterreich ... ein 
Beſtandteil der großen Deutſchen Republik werden ſoll, ſo 
wird niemand bezweifeln können, daß wir befugt ſind, 
dieſen Beſchluß zu fallen im Namen unſerer Wählerſchaft, 
im Namen des ganzen deutſchöſterreichi⸗ 
ſchen Volkes. Die Vereinigung Deutſchöſterreichs mit 
der großen Deutſchen Republik bekräftigen wir heute wieder 
als unſer Programm.“ 

Aber bald ſenkten ſich die Schatten der Diktatskonferenz 
über das mit ſoviel Begeiſterung und ſoviel Hoffnung be⸗ 
gonnene Werk. In Saint Germain war die Verurteilung 
des lebensunfähigen Alpenſtaates c ſtaatlicher „Unab⸗ 
hängigkeit“ von vornherein eine beſchloſſene Sache. Die 
Friedens bedingungen, die der deutſchöſterreichi⸗ 
ſchen Delegation am 2. Juli 1919 überreicht wurden, brachten 
den immer noch Hoffenden dieſe Gewißheit. Aber als die 
deutſchöſterreichiſche Nationalberſammlung am 6. September 
die Annahme des Diktates beſchloß, faßte ſie zugleich einen 
Beſchluß, in dem fie gegen die Vergewaltigung des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechtes von 10 Millionen Deutſchöſterreichern 
Verwahrung einlegte: „Die Nationalverſamm⸗ 
lung erhebt vor aller Welt feierlich ihren 
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Proteſt dagegen, daß der Friedensvertrag 
von Saint Germain unter dem Vorwande, die 
Unabhängigkeit Deutſchöſterreichs zu N 
Deutfhöfterreihifhen Volke 
beſtimmungsrecht nimmt, ihm die Erfül⸗ 
lung feines Her zenswunſches, ſeine wirtſchaft⸗ 
liche, kulturelle und politiſche Lebensnotwendigkeit, die 
Vereinigung mit dem deutſchen Mutter- 
lande, verweigert.“ 


Im Artikel 88 des Diktates von Saint Germain 
wurde beſtimmt: „Die Unabhängigkeit Oeſter⸗ 
reichs iſt unabänderlich, es ſei denn, daß 
der Rat des Völkerbundes einer Abände⸗ 
rung zuſtimmt. .. Dieſer Artikel ſchien den Deutſchen 
Oeſterreichs eine vertragliche Handhabe zur weiteren Ver— 
folgung der bisher an der überlegenen Macht der feindlichen 
Waffen geſcheiterten Anſchlußpläne zu geben. Der Wille des 
um ſein Recht auf Selbſtbeſtimmung betrogenen Volkes 
veranlaßte den Staat, der in Saint Germain hatte kapitu⸗ 
lieren müſſen, ſich erneut der Anſchlußfrage anzunehmen: 
Nachdem die Nationalverſammlung ſchon einmal am 


1. Oktober 1920 die Regierung aufgefordert hatte, eine 


Volksabſtimmung über den Anſchluß Oeſterreichs ans Reich 
u veranſtalten, erhob der Nationalrat am 12. 
dieſe Forderung zum Geſetz; er beſchloß die Durchführung 
einer Volksabſtimmung über folgende Frage: 
„Soll die Bundesregierung beim Rate des 
Bölkerbundes um uſtimmung zum An⸗ 
ſchluß der Republik Oeſterreich an das 
Deutſche Reich nachſuchen?“ Im Lager der Feinde 
war man ſich von vornherein darüber im klaren, daß dieſe 
Volksabſtimmung ein überwältigendes Bekenntnis der 
Deutſchen Oeſterreichs zum Reich bringen würde. (Im 
Lande Tirol, wo ſchon am 24. April 1921 eine Volks- 
befragung durchgeführt worden war, hatten von 147000 
abgegebenen Stimmen bei 90prozentiger Wahl— 
beteiligung) 145 000 für den Zuſammenſchluß 
mit dem Reiche geſtimmt.) Aus erklärlichen Gründen 


Nervoſität 


Viel Sorge macht den Litauern die Entwicklung 
der außenpolitiſchen Situation ihres Staates. 
Das Regierungslager trägt zwar einen betonten Optimis⸗ 
mus zur Schau. In den Oppoſitionslagern aber wird über 
die Gefahren, in die der litauiſche Staat durch die arrogante 
Großmannsſucht und die außenpolitiſchen Spekulationen 
feiner derzeitigen Machthaber hineinmanövriert worden iſt, 
ziemlich offen geſprochen. Der klerikale „Rytas“ z. B. 
ſprach kürzlich in einem Leitartikel die keineswegs grundloſe 
Befürchtung aus, daß die Großmächte, wenn es ihnen ein⸗ 
mal zweckmäßig erſcheinen ſollte, keine Bedenken tragen 
würden, die von ihnen bisher mehr oder weniger geſchützten 
und geförderten Intereſſen des litauiſchen Kleinſtaates dem 
eigenen Vorteil zu opfern. England ſei Litauen nicht 
freundlich geſinnt, Frankreich werde ſchließlich das tun, was 
England in der Memelfrage von ihm verlange, und auch die 
Sowjetunion denke gar nicht daran, wenn es einmal hart 
auf hart gehen ſollte, ſich Litauens wegen in Unkoſten zu 
ſtürzen. Die ganze Lage, fo heißt es im „Rytas“ dann 
weiter, zwingt Litauen zum „Verzicht auf den 
Luxus, mit zwei großen Nachbarſtaaten, 
nämlich mit Deutſchland und Polen, auf 
Kriegsfuß zu ſtehen. Es ſcheint, daß jetzt der Zeit⸗ 
punkt gekommen iſt, die Methoden der litauiſchen Außen⸗ 
politik einer Reviſion zu unterziehen, eine Neuorientierung 
vorzunehmen und nach einer Normaliſierung der Be— 


ziehungen zu den Nachbarſtaaten Deutſchland und Polen 
zu ſtreben“. 


Auch die regierenden Kreiſe ſind ſich anſcheinend der 
immer unhaltbarer werdenden Lage ihres Staates bewußt. 
Allerdings ſcheinen ſie ſich mit dem Gedanken einer Nor⸗ 
maliſierung der Beziehungen zu den beiden großen 
Nachbarſtaaten nicht befreunden zu können (auch der 
„Rytas” verrät ja nicht, wie feiner Meinung nach dieſe 
Normaliſierung ausſehen ſoll). Vielmehr ſcheinen die 
Regierenden in Kauen ihre bisherige Methode, un⸗ 
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ſcheute man ſich im feindlichen Lager, im Pölkerbundsrat 
über einen auf die Ergebniſſe einer Volksabſtimmung ge— 
ſtützten Anſchlußantrag der Wiener Regierung Beſchluß 
faſſen zu müſſen. So wurden denn wieder einmal 
alle Machtmittel der Siegerſtaaten in Be⸗ 
wegung geſetzt, um einealler Weltſichtbare 
Bekundung des Volkswillens in Oeſterreich 
zu verhindern. Mit der erneuten Verhängung der 
Hungerblockade, mit der Beſetzung Kärntens, der Aufteilung 
Oeſterreichs unter die Nachbarſtaaten, mit allen nur erdenk⸗ 
lichen Mitteln wurde gedroht, falls „die öſterreichiſche Re⸗ 
gierung nicht imſtande ſein ſollte, die gegenwärtigen, auf 
den Anſchluß an das Deutſche Reich hinzielenden Um⸗ 
triebe (II) wirkungslos zu machen.“ Das Volkin Oeſter⸗ 
reich war am Verhungern. Das war es, was die 
Regierung in Wien ſchließlich doch wieder zum Nachgeben 
wang. Am 4. Oktober 1922 unterſchrieb ſie ein neues 

iktat der Feindmächte, das „Genfer Protokoll“, in 
dem die Regierungen Englands, Italiens, Frankreichs und 
der Tſchechei ebenſo feierlich wie verlogen erklärten, die 
„Unabhängigkeit“ Oeſterreichs vor allen Gefahren zu 
ſchützen, während die Regierung Oeſterreichs die Verpflich⸗ 
tung eingehen mußte, „ſich jeder Handlung und jeder wirt⸗ 
ſchaftlichen und finanziellen Bindung zu enthalten, die ge⸗ 
eignet wäre, die Unabhängigkeit ihres Staates direkt oder 
indirekt zu beeinträchtigen“. 


Dem Staate waren die Hände gebunden. Aber die. 
Volksbewegung blieb weiter lebendig. Sie iſt es 
heute wie damals. Nur ein Unterſchied beſteht zwiſchen 
heute und damals. Damals ſtand die Regierung, 
wenn ſie ſich auch der Gewalt beugen mußte, auf ſeiten 
des Volkes; fie wollte die Vollſtreckerin des klar zutage 
liegenden Volkswillens ſein und wurde an ſeiner Befolgung 
nur durch die überlegene Gewalt äußerer Feinde gehindert. 
Heute dagegen ſteht die Regierung gegen 
das Volk, auf ſeiten der äußeren Feinde. 
Der römiſche Segen wird ſie nicht vor dem Fluche des Volkes 
bewahren, das ſie betrügt und verrät. Dr. Kredel. 


am Niemen 


angenehme politiſche Situationen mit ſturer Hartnäckigkeit 
durchzuhalten, für die einzig brauchbare zu halten. Immer⸗ 
hin ſehen ſie ein, daß ſich mit dieſer Methode nur ſolange 
etwas ausrichten läßt, als unter den Mächten, auf die es 
ankommt, keine Einigkeit herrſcht. So hat ſich denn der 
litauiſche Außenminiſter Lozoraitis auf Reiſen be⸗ 
geben, um das Ausland über die „wahre Lage“ im Memel⸗ 
land zu unterrichten. Zunächſt fuhr er nach Schweden, 
obwohl ihn niemand dorthin eingeladen hatte. Man hat ihn 
in Stockholm mit einiger Verwunderung ob dieſer un⸗ 
verhofften Ehre empfangen. U. a. hat Lozoraitis auch 
dem König von Schweden einen Beſuch abgeſtattet. Wenn 
im Anſchluß an dieſen Beſuch von litauiſchen Amtsperſonen 
ausländiſchen Beſuchern gegenüber geltend gemacht worden 
iſt, daß König Guſtav den litauiſchen Außenminiſter „doch 
ſicherlich nicht empfangen hätte, wenn die von deutſcher 
Seite gegen Litauen erhobenen Vorwürfe auf Wahrheit 
beruhten“, ſo iſt dieſer Verſuch, das moraliſche Anſehen, das 
der König von Schweden allenthalben genießt, für das am 
Memelland verübte Verbrechen auszuſchlachten, zum min⸗ 
deſten eine grobe Taktloſigkeit gegenüber einer Nation, bei 
der man ſich mit unpaſſender Aufdringlichkeit ſelber zu 
Tiſche geladen hat. Kurze Zeit darauf fuhr Lozoraitis 
nach Frankreich. Offenbar iſt Lozoraitis bei Laval 
wegen der bereits ſeit einiger Zeit angekündigten neuen 
Memelnote der Signatarſtaaten vorſtellig ge⸗ 
worden. Ueber dieſe Note gingen ſchon vor einiger Zeit 
Nachrichten durch die ausländiſche Preſſe, die die Regierung 
in Kauen einigermaßen nervös gemacht haben. Es wurde 
da nämlich geſagt, daß die Signatarſtaaten die Abſicht 
haben, von der litauiſchen Regierung in mehr oder weniger 
ultimativer Form die ſofortige Herſtellung ſtatutgemäßer 
Zuſtände im Memellande zu order und im Ablehnungs⸗ 
fall nichts zum Schutze Litauens zu unternehmen, wenn ſich 
für dieſes etwa unangenehme Weiterungen einſtellen ſollten. 
Die Reiſe des a Außenminiſters hat offenbar dem 
Zwecke gedient, die Abſendung einer Note dieſes Inhalts 


zu hintertreiben, weil durch dieſe ſehr wahrſcheinlich die im 
vollen Gange befindlichen „Wahlvorbereitungen“ geſtört 
werden würden. 

Nach dem Tode Pilſudſkis konnte man in der Preſſe 
der baltiſchen Staaten verſchiedentlich von neuen An⸗ 
näherungsverſuchen zwiſchen Polen und 
Litauen leſen. Zweifellos gibt es in Litauen Kreiſe, die 
einer Ausſöhnung mit Polen nicht abgeneigt ſind. Die 
maßgebenden Kreiſe aber halten teils aus nationalen, teils 
auch aus mehr perſönlichen Gründen an der die Annäherung 
verhindernden Wilnaforderung feſt. Wenn ſich die litauiſche 
Regierung bei der Ueberführung der Leiche der 
Mutter Pilſudſkis nach Wilna entgegenkommend 
erwieſen hat, jo ft das son ihrer Seite keine freundſchaftliche 
Geſte gegen Polen geweſen, ſondern der perſönlichen Ver⸗ 
mittlung des eſtländiſchen Staatspräſidenten Paets zu 
verdanken, der ſich auf Erſuchen des polniſchen Staats⸗ 
präſidenten in dieſer Sache an Smetona gewandt hat. Die 


Gerüchte über eine neue Annäherungsaktion, die an dieſes 
Vorkommnis geknüpft wurden, ſind von litauiſcher Seite in 
entſchiedener Weiſe abgelehnt worden. Vor allem iſt da auf 
eine Anſprache hinzuweiſen, die der litauiſche Staats- 
präſident Smetona Mitte Juni gehalten hat: „Ich 
glaube daran, daß Polen dieſen Fehler 
(nämlich die Wegnahme Wilnas) wieder Au tmaden 
wird, ſolange es noch nicht zu ſpät ift. ilna, die 
Wiege unſeres Volkes, unſere Hauptftadt, 
muß unſer werden. Die Sehnſucht des ganzen Volkes 
kann nicht ungeſtillt bleiben. Auch das Herz des Marſchalls 
Pilſudſki, das dort beſtattet wurde, kann unſere Forderun— 
gen nicht zunichte machen. Denn dort wurde auch das Herz 
unſeres Volkes beſtattet. In Wilna liegen die Herzen 
Gedymins und Witolds begraben, der Begründer der Groß⸗ 
macht Litauen. Das gibt uns Kraft und verleiht uns die 
Hoffnung, daß unſere gerechten Ziele doch noch erreicht 
werden.“ Es iſt noch nicht aller Tage Abend. 


Schamaitiſcher Bilderbogen 


Skandalöſe Juſtände in litauiſchen Zudthäufern 

Der memeldeutſche Lehrer Schirrmann, 
der seinerzeit im Kauener Memelprozeß zu Zuchthaus verur⸗ 
teilt wurde, iſt, obgleich er bis dahin kerngeſund war, im 
Zuchthaus geſtorben. Auf die dringenden Anfragen 
ſeiner Angehörigen nach ſeiner Todesurſache wurde die Aus⸗ 
kunft verweigert. Beileidskundgebungen ſowie das geplante 
feierliche Begräbnis des Verſtorbenen wurden von der 
litauiſchen Polizei verhindert. 

Ein anderer, gleichfalls zu Zuchthaus verurteilter Memel- 
deutſcher, der Schwer lungenkrank iſt, hat lange Zeit 
im Zuchthckus zu Mariampol krank gelegen. Daraufhin iſt er 
nach Kauen überführt worden, wo man ihn drei Tage ohne 
jede ärztliche Unterſuchung und Hilfe liegen ließ. Auf die be⸗ 
ſorgten Anfragen ſeiner Freunde und Angehörigen erklärte 
der dortige Arzt, die Unterſuchung ſei noch nicht ſo weit vor— 
geſchritten, als daß er ihnen das Ergebnis mitteilen könnte. 
Tatſachlich verhalten ſich die Dinge ſo: Die Mitinhaftierten 
des Kranken hatten für dieſen ein Gnadengeſuch aufgeſetzt 
und dieſes dem Arzt vorgelegt. Dieſer wollte es aber nur dann 
befürworten, wenn der Kranke ein Schuldbe⸗ 
kenntnis unterſchreiben würde. Der Arzt ſicherte 
ihn daraufhin jeine Freilaſſung zu. Aber der Deutiche lehnte 
dieſes Anſinnen ab mit den Worten: „Wenn ich nicht ſchuldig 
bin, kann ich kein Schuldbekentnis unterſchreiben. Lieber will 
ich hier krepieren!“ Darauf hat der Arzt ihn geſund ge— 
geſchrieben. (1) 

Dem verurteilten deutſchen Kriegsinvaliden Hoyer 
haben die Wanzen des Kauener Zuchthauſes 
feinen Beinſtumpf derart zerfreſſen, daß ſich 
daran Abſzeſſe gebildet haben und ſchwere geſundheitliche Schä⸗ 
den hervorriefen. 

Der ebenfalls zu Zuchthaus verurteilte memeldeutſche 
Bankprokuriſt Seidler hat ſich im Zuchthaus ein 
ſchweres Augenleiden zugezogen. Seidler wollte 
auf eigene Rechnung einen Arzt zu Rate ziehen, doch wurde 
ihm die Erlaubnis hierzu verweigert. 


Unerwünſchle Beſucher 

Wie peinlich es den Litauern iſt, wenn Ausländer 
das Memelgebiet beſuchen, um ſich über die 
dortigen Zuſtände zu unterrichten, das zeigt u. a. folgender 
Vorfall: Ein an der Berliner Univerſität ſtudierender 
Engländer wurde kürzlich in der Nähe von Memel ver⸗ 
haftet; er ſollte wegen „Photographierens militäriſcher 
Geheimniſſe ‚unter Anklage geſtellt werden. Zwei Tage 
dauerte es, bis der junge Engländer, der überhaupt keinen 
Photoapparat He ührte (!), auf die energiſchen Bor: 
ſtellungen des britiſchen Konſuls hin aus der Haft entlaſſen 
wurde und wieder nach Berlin zurückkehren konnte. Auch 
ein anderer Vorfall, der typiſch für die litauiſchen Verhält⸗ 
niſſe iſt, beleuchtet das vom ſchlechten Gewiſſen genährte 
Mißtrauen, mit dem man in dieſem Lande jedem fremden 
Beſucher begegnet. Als vor kurzem einige aus⸗ 
ländiſche Journaliſten nach Memel und Kauen 
reiſten, um ſich über die Verhältniſſe diesſeits und jenſeits 
der alten deutſch⸗ruſſiſchen Grenze zu orientieren, wurden 


ſie auf Schritt und Tritt von einem Agenten der 
Geheimpolizei verfolgt. Sie leiſteten ſich, da ihnen 
der Mann allmählich leid tat, ſchließlich den Scherz, ihren 
„Schatten“, als ſie in einem Kauener Kaffee ſaßen, mit 
an ihren Tiſch zu bitten. Verlegen grinſend folgte dieſer 
der Einladung und ließ ſich von den gefährlichen Leuten 
die er unauffällig beobachten ſollte, gehörig bewirten. 
Schlimmer iſt es wieder einer Gruppe von Stu— 
denten ergangen, bei der ſich neben einigen deutſchen auch 
engliſche, franzöſiſche und italieniſche Studierende befanden. 
Sie wurden in Neuſtadt, der litauiſchen Grenzſtadt an 
der Memel, grundlos verhaftet und ſieben Stunden 
lang feſtgehalten. Als ſich der von den litauiſchen Behörden 
zunächſt erhobene Vorwurf der Spionage als völlig haltlos 
erwies, wurden zwei Mitglieder der Gruppe, ein deutſcher 
und ein englifcher Student, wegen angeblichen Paß— 
vergehens mit einer Geldſtrafe belegt. Auch 
eine andere Studentengruppe, vorwiegend amerikaniſche 
Studenten, wurden in Litauiſch-Krottingen bei dem Ver⸗ 
ſuch, einige Aufnahmen zu machen, verhaftet. Nach einem 
eingehenden Verhör wurden ſie zwar wieder auf freien Fuß 
geſetzt, aber in Pogegen erneut feſtgenommen und mit dem 
Gummiknüppel bedroht. Angeblich ſoll das Viſum einer Teil- 
nehmerin der Reiſegeſellſchaft nicht in Ordnung geweſen ſein. 


v 
L 


Grenzſperre gegen Deutichland 


Die Litauer wollen nicht nur keine Ausländer im 
Lande haben, es iſt ihnen auch unangenehm, wenn die Be⸗ 
wohner ihres eigenen Landes das benachbarte Deutſchland. 
beſuchen. Zur Zeit der Königsberger VDA.⸗Tagung war 
die Grenze nach Deutſchland geſperrt. Die 
Grenzſcheine wurden für dieſe Zeit außer Kraft geſetzt, ſo 
daß ein litauiſcher Bürger nur mit dem 150 Lit koſtenden 
Ausreiſeviſum das Staatsgebiet verlaſſen konnte. Die Ver⸗ 
fügung ſcheint zwar ge chen wieder aufgehoben worden 
u fein. Inzwiſchen aber hat das illegale Direktorium 

ruvelaitis am 26. Juni beſchloſſen, ſämtlichen Be> 
amten und Angeſtellten der autonomen 
Behörden keine Ausreiſeerlaubnis na 
Deutſchland mehr zu erteilen. Nur in ganz beſonderen 
Fällen, etwa bei ſchweren Krankheiten, behält ſich das 
Direktorium vor, Ausnahmen zu geſtatten. 


Kampf gegen den deulſchen Sport 

Durch das Direktorium Bruvelaitis iſt kürzlich dos 
litauiſche Geſetz, betreffend die Einführung 
der „Kammer eg Körperkultur“, im Memel⸗ 
gebiet in Kraft geſetzt worden. Dieſe Maßnahm! 
iſt ein neuer Verſtoß gegen das Memelſtatut; denn nach 
deſſen Beſtimmungen iſt es Sache des memelländiſchen 
Landtags, ein ſolches Geſetz zu erlaſſen. Es handelt ſich hi: 
um den Verſuch, den deutſchen Sport im Memellande ab⸗ 
zudroſſeln bzw. ihn unter litauiſche Führung zu bringen. 
Nach dem Geſetz iſt allen Sportverbänden, die nicht der 
„Kammer für Körperkultur“ angehören, die weitere Be⸗ 
tätigung unterſagt. So wurde z. B. die Veranſtaltung 
eines Gauturntages in Heydekrug durch die deutſchen 
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Turnvereine des Memelgebietes vom litauifchen Kriegs: 
kommandanten mit der Begründung verboten, daß dieſe 
Vereine nicht der Kammer angehören. Die deutſchen 
Segelſportverbände des Gebietes, nämlich der 
„Memeler Segelverein“ und der „Kuriſche Eisyachtverein“, 
find durch die litauiſchen Machenſchaften gleichfalls lahm- 
gelegt worden. 


Ein Pädagogiſches Inftifut in Memel 
Nach dem Artikel 5 des Memelſtatuts gehört die Re⸗ 
gelung des Schulweſens zum Geſchäftsbereich der autonomen 
Behörden des Memelgebietes. Im Widerſpruch zu dieſer 
Beſtimmung hat die litauiſche Regierung die Errichtung 
weier pädagogiſcher Inſtitute beſchloſſen. 
Von dieſen ſoll das eine nach Memel gelegt werden; und 
war ſoll es, wie der litauiſche Bildungsminiſter mitteilte, 
Ten Tätigkeit bereits am 15. September d. Is. aufnehmen. 
Hörer können nach dem § 15 des Geſetzes Perſonen fein, die 
eine höhere Schule beendet haben, und mit Einwilligung 
des Bildungsminiſters auch ſolche Perſonen, die, ohne eine 
höhere Schule beendet zu haben, die Bezeichnung eines 
Volksſchullehrers führen und mindeſtens fünf Jahre in der 
pädagogiſchen Praxis ſtehen. Die bisher beſtehenden Lehrer⸗ 
ſeminare ſollen aufgehoben werden. 


Citauiſcher Sprachzwang für Memelbeamte 


Der Artikel 27 des Memelſtatuts beſtimmt: „Die 
litauiſche und die deutſche Sprache werden zu gleichen 
Rechten im Memelgebiet anerkannt.“ Das bedeutet, daß 
jeder Bürger im Verkehr mit den Behörden, aber auch jeder 
Beamte im Verkehr mit dem Publikum die eine oder die 
andere Sprache anzuwenden befugt iſt. Schwierigkeiten 
haben ſich, ſolange einigermaßen normale Zuſtände im 
Memelland herrſchten, aus dieſer ſinngemäßen Anwendung 
des Artikels 27 nirgends ergeben, da innerhalb der ein— 
geſeſſenen memelländiſchen Bevölkerung die deutſche Sprache 
das allgemein gebräuchliche Verſtändigungsmittel iſt. Jetzt 
dat die ausſchließlich von Litauern beſetzte Memel⸗ 
abteilung des Kauener Obertribunals, 
litauiſchen Preſſemeldungen zufolge, den Artikel 27 des 
Statutes aber dahin ausgelegt, daß alle Beamten der 
autonomen 0 8 verpflichtet ſein ſollen, die deutſche 
und die litauiſche Sprache gleichzeitig zu beherrſchen. 
Geſtützt auf dieſe, den Sinn des Statutes verdrehende Aus⸗ 


legung hat das illegale Direktorium Bruvelaitis eine Ver⸗ 
fügung erlaſſen, nach der die memelländiſchen Landes⸗ 
beamten und die Beamten der öffentlich-rechtlichen Körper: 
ſchaften ſowie die Notare des Memelgebietes bis zu einem 
beſtimmten Termin den Nachweis zu erbringen haben, daß 
ſie beide Sprachen beherrſchen. Und zwar haben die nach 
1900 geborenen Beamten dieſen Nachweis bis zum 1. Juli 
1936, die zwiſchen 1890 und 1900 geborenen bis zum 
1. Januar 1937 und alle anderen bis zum 31. Dezember 
1937 zu erbringen. Die Prüfungen ſollen von einer Kom⸗ 
miſſion vorgenommen werden, deren drei Mitglieder vom 
Direktorium des Memelgebietes ernannt werden ſollen. 


Verdrängung der deulſchen Sprache in Großlifauen 


Wie im Memelgebiet, jo wird auch in Groß⸗ 
litauen der Kampf gegen die deutſche 
Sprache mit aller Konſequenz durchgeführt. In einem 
der halbamtlichen „Lietuvos Aidas“ gewährten Interview 
hat ſich der litauiſche Bildungsminiſter hierüber folgender⸗ 
maßen geäußert: Bisher ſtand faſt an allen höheren 
Schulen Litauens die deutſche Sprache als 
Fremdſprache an erſter Stelle. An zweiter Stelle 
kam die franzöſiſche oder engliſche oder hier und da auch die 
ruſſiſche Sprache. Jetzt wird in den Knabenſchulen und 
in den gemiſchten Schulen die engliſche Sprache an 
erſter Stelle ſtehen, und nur in den Städten, in denen 
ſich mehrere höhere Schulen befinden, kann in dieſer oder 
jener Schule auch die eine oder die andere Fremdſprache an 
erſter Stelle gelehrt werden. In den Mädchenſchulen wird 
die franzöſiſche Sprache die erſte Fremdſprache ſein. 
Die Frage nach dem Grund der ſtarken Betonung der eng: 
liſchen Sprache beantwortete der Miniſter in folgender 
Weiſe: Die wirtſchaftlichen Beziehungen Litauens zu 
den Ländern, in denen die engliſche die wichtigſte Sprache 
iſt, chat einen erheblichen Aufſchwung genommen. Die 
wirtſchaftlichen Beziehungen zu Deutſchland dagegen ſeien 
nebenſächlich geworden. Außerdem werde für die Litauer die 
Notwendigkeit immer größer, mit den Letten und Eſten, 
bei denen das 8 ebenfalls an erſter Stelle ſtehe, zu⸗ 
ſammenzuarbeiten. chließlich werde die Kenntnis der 
engliſchen Sprache für die Litauer wichtig ſein, um die 
kulturellen Beziehungen zu den zahlreichen lit auiſchen 
Auswanderern in Nordamerika aufrecht zu 
erhalten. 


Prof. Piip ſpricht in Berlin 


Am 25. Juni d. Is. hielt der Dorpater Staatsrechts⸗ 
lehrer Profeſſor Ant. Piip, einer Aufforderung der 
Geſellſchaft zum Studium Oſteuropas Folge 
leiſtend, in Berlin einen Vortrag über „Eſtlands Weg 

ur neuen Verfaſſung“. In ſeinen einleitenden 
Worten ſtellte der Vorſitzende der Geſellſchaft, Dr. Cur⸗ 
tius, den ausländiſchen Gaſtredner als Wiſſenſchaftler von 
europäiſchem Ruf vor, der beſonders dazu berufen ſei, das 
geſtellte Thema zu behandeln, zumal er ſelbſt wiederholt 
eſtländiſcher Staatsminiſter geweſen ſei und in die Geſchicke 
des Landes an maßgebender Stelle mit eingegriffen habe. 
Profeſſor Piip nahm die ihm gebotene Gelegenheit wahr, 
den reichsdeutſchen Zuhörern nicht nur ſeine Auffaſſungen 
über die politiſche Vergangenheit Eſtlands und die ver⸗ 
faſſungsgeſchichtliche Entwicklung des Landes bis auf den 
heutigen Tag zu vermitteln, ſondern befaßte ſich auch ein⸗ 

ehend mit einigen brennenden politiſchen Tagesfragen 
feiner Heimat. Insbeſondere behandelte er das Nas 
tionalitätenproblem, das für alle Randſtaaten 
von größter Bedeutung iſt, und gab ſchließlich auch noch ſein 
Urteil über die von der heute an der Macht befindlichen 
Regierung Paets-Laidoner unterdrückte eſtniſche Er⸗ 
neuerungsbewegung der Freiheitskämpfer ab. 

Zu Beginn feines Vortrages gab Profeſſor Piip einen 
hiſtoriſchen Ueberblick bis zum Ausgang des Welt⸗ 
krieges und kam dann gleich auf eine ſeines Erachtens für 
die ganze weitere Entwicklung grundlegende Tatſache zu 
ſprechen. Die altbaltiſche ſtändiſche Verfaſſung des Landes, 
die bis zum Jahre 1917 für alle drei damaligen ruſſiſchen 
Oſtſeeprovinzen Liv-, Eſt⸗ und Kurland gültig war und den 
maßgebenden Einfluß ganz in deutſchbaltiſche Hände legte, 
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iſt nämlich, fo führte Piip aus, nicht etwa erft nach der Ab⸗ 
trennung Eſtlands von Rußland vom neuerſtandenen eſt⸗ 
niſchen Freiſtaat aufgehoben worden, ſondern ſchon vorher 
von der Vorläufigen Ruſſiſchen Regierung. Dieſe Revolu⸗ 
tionsregierung, die nach dem Sturze des Zarismus Ruß⸗ 
lands Geſchicke leitete, bis ſie im Oktober 1917 vom 
Bolſchewismus geſtürzt wurde, iſt nach Auffaſſung des 
Vortragenden die legitime Nachfolgerin der ruſſiſchen 
Monarchie. Als die Selbſtändigkeit Eſtlands erklärt wurde, 
11 9955 die baltiſche Ständeverfaſſung demnach nicht mehr 
zu Recht. . 

Profeſſor Piip kam es bei dieſer verfaſſungsgeſchicht⸗ 
lichen Konſtruktion ſeinen deutſchen Zuhörern gegenüber 
ſichtlich auf zwei Dinge an. Er wollte erhärten, daß erſtens 
die vorherrſchende Stellung des Deutſchbaltentums im Lande 
nicht vom Eſtentum beſeitigt worden iſt, ſondern von einer 
Macht, mit der das heutige amtliche Eſtland nicht das 
geringſte mehr zu ſchaffen habe, und daß zweitens der deutſch⸗ 
baltiſche Anſpruch auf ein Mitbeſtimmungsrecht am Schickſal 
des Landes keinerlei ſtaatsrechtliche Stützen für ſich ans 
zuführen habe. Daß allerdings die Eſten die alleinigen Nutz⸗ 
nießer der durch die Vorläufige Ruſſiſche Regierung ge⸗ 
ſchaffenen Lage ſind, verſchweigt Piip ebenſo wie, daß die 
Eſten dieſen Tatbeſtand genau ſo radikal von ſich aus 
hergeſtellt hätten, wenn ſie am Tage ihrer Selbſtändigkeits⸗ 
erklärung die baltiſche Verfaſſung noch vorgefunden 
hätten. Wenn auch die Deutſchbalten erkannt haben. 
daß die ſogenannte Agrarreform ſich nicht mehr rückgängig 
machen läßt und daher ernſtlich gewillt ſind, unter die Tat⸗ 
ſache der Landwegnahme einen Strich zu machen, da es 
ſonſt nicht möglich wäre, zu dem unbedingt im Intereſſe von 


Volkstum und Staat notwendigen guten und loyalen Verhältnis 
a Eſtentum zu gelangen, jo mußte troßdem an dieſer 
telle des am baltſſchen Deutſchtum geſchehenen Unrechtes 
Erwähnung getan werden. Wenn auch nur, um eine Lücke in 
den Ausführungen des Dorpater Proſeſſorz auszufüllen. 
Man kann im allgemeinen die Feſtſtellung machen, daß 
der Vortragende nicht ohne Geſchick die Behandlung ſeines 
Themas auf die Mentalität ſeiner Zuhörerſchaft abzuſtimmen 
verſuchi hat, ſowohl darin, was er beſonders betonte, als auch 
vor allem darin, was er verſchwieg. So hob er überraſchender⸗ 
weiſe z. B. hervor, das eſtniſche Volk ſei ſich ſeiner Sendung 
durchaus bewußt, ein Vorpoſten der abendländiſchen Kultur 
gegen den bolſchewiſtiſchen Oſten zu ſein. Dieſe Worte über: 
raſchten inſofern, als es unſeres Wiſſens das erſtemal iſt, daß 
ein maßgebender eſmniſcher Politiker eine derart eindeutige 
Frontſtellung bezogen hat. Daß das hier geſchehen iſt, iſt er⸗ 
freulich. Wenn der eſtniſche Staatsrechtler weiter die Lage der 
utſchen Volksgruppe in Eſtland als ſchier beneidenswert hin⸗ 
ſtellt, da die baltiſchen Deutſchen die Wohltaten des „einzig 
in der Welt daſtehenden Geſetzes über die Kulturſelbſtwerwal⸗ 
tung der völkiſchen Minderheiten“ genöſſen, ſo hat er dabei 
zu erwähnen vergeſſen, daß dieſes Schauſtück im Raritäten⸗ 
kabinett der oſteuropäiſchen Minoritätengeſetzgebung auch eine 
Kehrſeite hat. Die eſtniſchen Machthaber haben es hinter der 
tarnenden Wand dieſes „humanen“ Geſetzes dem intereſſiert 
zuſchauenden Auslande gegenüber viel leichter als andere 
Staaten Zwiſcheneuropas, mit genau denſelben Methoden den 
Deutſchen ihres Landes das völkiſche und kulturelle Eigenleben 
ſauer zu machen. Man denke z. B. an die neue Sprachengeſetz⸗ 
gebung, die den Gebrauch der deutſchen Sprache ſo gut wie 
ganz auf das private Leben der deutſchen Volksgruppe be⸗ 
ſchränkte. Das geht ſo weit, daß es den Gaſtſtätten, auch ſol⸗ 
chen, in denen ausländiſche Touriſten einkehren, unterſagt iſt, 
andere als in eſtniſcher rache abgefaßte Speiſefolgen aus⸗ 
liegen zu laſſen. Davon, daß die Deutſchen des Landes ſich im 
Verkehr mit der Behörde ihrer Muttersprache bedienen können, 
wie das Profeſſor Piip darſtellt, kann nicht die Rede ſein. 
Dieſes Recht iſt im neuen Sprachengeſetz derart verklauſuliert, 
daß ſeine Anwendung praktiſch kaum noch in Frage 
kommt. Auch ſonſt ſieht es mit den ane ene 
Rechten der deutſchen Volksgruppe nicht eben roſig aus. Die 
eſtländiſche Verfaſſung befagt u. a.: Keinem Staatsbürger nicht⸗ 
eſtniſcher Nationalität dürfe aus ſeinem Volkstum ein Nachteil 
entſtehen, worauf Profeſſor Piip nicht vergeſſen hat hinzu⸗ 
weiſen. Es iſt nicht unintereſſant, ſich hierzu des neulich vor 
dem Dorpater Univerſitätsgericht verhandelten Prozeſſes des 
deutſchen Studenten Tantow zu erinnern. Dieſer deutſch⸗ 
baltiſche Werkſtudent wurde von ſeinem akademiſchen Gericht 
auf ein Jahr relegiert, weil er als erwählter Vertreter der 
deutſchen Studentenſchaft ſich gegen einen Uebergriff der in 
eſtniſchen Händen befindlichen Führung der geſamten Dor⸗ 
pater Studentenſchaft zur Wehr geſetzt hatte. Die Studenten⸗ 
führung hatte von der Regierung den Numerus clausus 
für nichteſtniſche Studierende verlangt. Daß die deutſchen Stu⸗ 
denten über dieſe neuerliche Diskriminierung ihres Volkstums 
anderer Meinung waren und das durch den Mund ihres be⸗ 
rufenen Vertreters zum Ausdruck brachten, trug dieſem die 
erwähnte harte Strafe ein. Den Vorſitz im Univerſitätsgericht 
Pp des hier behandelten Verfahrens führte Profeſſor 
Pp!!! 
In ſeinem Vortrag erwähnte der Dorpater Profeſſor als 
„Kurioſität“, daß auf Grund des bereits erwähnten Geſetzes 
uch die Juden Eſtlands eine Rulturfelbftverwaltung erhalten 
hätten. Zu Haufe hätte Profeſſor Piip dieſe Tatſache ficher 
nicht als „Kurioſität“ bezeichnet, denn in den durch und durch 
überaliſtſch eingeſtellten Kreiſen eſtniſcher Intellektueller, 
denen Piip angehört, gelten die Juden als den übrigen 
„volkiſchen Minderheiten“ gleichartig und gleichwertig und 


das Wort „Kurioſität“ auf die Juden angewandt, gilt dort 
ſicherlich als unzuläſſig. 

Bei der Behandlung der Verfaſſungskämpfe der Jahre 
1933 und 1934 konnte der Vortragende nicht umhin, der elt 
niſchen Erneuerungsbewegung der Freiheitskämpfer 
Erwähnung zu tun. Leider geſchah das jedoch in einer Weiſe. 
die unſeres Erachtens der Bedeutung dieſer Bewegung, die 
immerhin bei der Volksabſtimmung vom November 1933 drei 


Viertel des ganzen eſtniſchen Volkes hinter ſich hatte, nicht 


gerecht wurde. Profeſſor Piip ſieht die heutige Lage ſo, daß 
die Freiheitskämpferbewegung ihre politiſche Rolle völlig aus⸗ 
geſpielt habe und nur mehr als der Geſchichte angehörend zu 
werten ſei. Dieſer Umſtand erkläre auch hinlänglich das 
unerwartet milde Urteil des Prozeſſes gegen Larka, Sirk ulm. 
Hier irrt ſich Profeſſor Piip ganz entſchieden, denn die unab⸗ 
hängigen eſtländiſchen Richter werden ſich bei ihrem Urteil wohl 
kaum von der im Lande eingetretenen politischen Beruhigung 
haben leiten laſſen, als vielmehr vom Ergebnis des gericht⸗ 
lichen Verfahrens. Die Anklage hatte auf Hochverrat gelautet, 
das Urteil auf kurzfriſtige Haftſtrafen mit Bewährungsfriſt 
für ſämtliche A Daraus geht doch wohl zwingend 
hervor, daß die Anklage gänzlich zuſammengebrochen ſein muß. 
In ſeiner Bewertung der Bewegung führte der Vortragende 
aus, die Freiheitskämpfer hätten eigentlich nie ein feſtes 
Programm gehabt, ja ſogar die Notwendigkeit eines ſolchen 
in Abrede geſtellt. Ihr Führer Sirk iſt in den Augen Profeſſor 
Piips ein ſehr begabter Taktiker und außergewöhnlich tüch⸗ 
tiger Organiſator, aber kein politiſcher Führer von Format. 
Der gegen die Freiheitskämpfer in der bürgerlichen Preſſe 
häufig erhobene Vorwurf, ihre Bewegung wäre mit fommu- 
niſtiſchen Strömungen durchſetzt geweſen, ſieht Profeſſor Piip 
als berechtigt an. In dieſer geſamten Bewertung dokumen⸗ 
tiert ſich u. E. eine weitgehende Unſicherheit des Dorpater 
Gelehrten gegenüber einer neuartigen politiſchen Bewegung 
von der Art der Freiheitskämpfer. Auch überſchätzt Profeſſor 
Piip, wie alle liberaliſtiſch eingeſtellten Kritiker des Erneue⸗ 
rungsgedankens, die rein formale Seite des politiſchen 
Lebens. Die Unterſtellung eines bolſchewiſtiſchen Einſchlags 
endlich kann nicht überraſchen, hat man doch auch während der 
Kampfzeit der deutſchen Erneuerungsbewezung im Reich 
ber Wendung dieſen Vorwurf zu hören bekommen und mit 
der Wendung: „Was man nicht begreifen kann, ſieht man als 
bolſchewiſtiſch an“ quittiert. Im übrigen, ſagt Profeflor Piip, 
hätte die geſamte Bevölkerung Eſtlands die Maßnahmen der 
Regierung Paets reſtlos begrüßt. Eine innerpolitiſche Span⸗ 
nung beſtünde eit dem Verbot der Freiheitskämpfer nicht 
mehr, die Regierung hätte ſeitdem im Lande keine Oppolition. 
Mit dieſer optimiſtiſchen Beurteilung der innerpolitiſchen 
Situation Eſtlands laſſen ſich jedoch zwei einwandfrei feſt⸗ 
ſtehende Tatſachen ſchwer in Einklang bringen. Erſtens gibt 
es, wenn man die Meinung Piips teilt, keine rechte Erklärung 
für die immer noch andauernde Abneigung der Regierung 
egen eine allgemeine Kundgebung des Volkswillens durch 
arlamentswahlen oder eine Volksabſtimmung, und zweitens 
iſt es nicht recht klar, warum der über das ganze Land ver⸗ 
hängte Kriegszuſtand nicht aufgehoben wird. 

Zum Schluß mag noch als Kurioſität erwähnt ſein, daß 
Profeſſor Piip unter feinen Umſtänden das in Eſtland 
herrſchende Syſtem als autoritär zu bezeichnen wünſcht. 
Immer wieder betont der Vortragende, man hätte es nur 
mit einem „quaſi⸗autoritären“ Regiment zu tun, mit einer 
„Regentſchaft“, deren Aufgabe es ſei, „die bedrohte Demo⸗ 
fratie zu retten“. Wir wünſchen dem ſympathiſchen eſtniſchen 
Volk, daß ſein geſunder politiſcher Inſtinkt es bald einen 
Ausweg aus diefer demokratiſch⸗autoritären Zwidmühle 
finden laſſe. 


Oſtland⸗ Chronik 


Zahlreiche Deulſche in Oſtoberſchleſien gekündigt 

Am 1. Juli haben wieder eine Reihe von Beamten 
der oſtoberſchleſiſchen Induſtrie die Kündigung 
erhalten. Wie ſteis, ſo ſind auch diesmal wieder f a 0014 
ſchließiich Angehörige der deutſchen 
gruppe von dieler Maßnahme betroffen worden. Die „Katto⸗ 


olls« 


witzer Zeitung“ ſchreibt dazu: Bevorzugt hat man bei den 
Kündigungen vor allem die Angeſtellten, die es trotz aller 
Drohungen gewagt haben, ihre Kinder in diedeutſche 
Schule zu ſchicken oder deutſchen Vereinen an⸗ 
zu gehören. Faſt durchweg handelt es ſich um Beamte, 
die jahrzehntelang ihren Geſellſchaften treu gedient haben. 
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Die Lage der Gekündigten iſt tragiſch. Sie ſtehen meiſt im 
Alter zwiſchen 50 und 55 Jahren, müſſen alſo noch über zehn 
Jahre warten, bis fie von der Verſicherungsanſtalt die Pen⸗ 
ſion erhalten werden. Die Verwaltungen ſeibſt werden wohl 
in den ſeltenſten Fällen den Abgebauten Unterſtützungen ge⸗ 
währen. So werden wieder zahlreiche deutſche Familien in 


ein ungewiſſes Schickſal hineingeſtoßen. An die Stelle 
der Gekündigten werden Polen treten, die ſich 
zum Teil jetzt ſchon als „Praktikanten“ auf die Uebernahme 
der von den Deutſchen zwangsweiſe zu räumenden Poſten vor⸗ 
bereiten. In der Kattowitzer Zentrale der Intereſſengemein⸗ 
ſchaft werden 11 Beamte abgebaut, in der Bismarckhütte 34, 
ien der Falvahütte in Schwientochlowitz 23, in der Königs» 
hütte 20, in der Laurahütte 2, auf den Richterſchächten 5, 
in der Friedenshütte 19, auf der Myslowitzgrube 10. Das 
ſind im ganzen 124 Beamte, faſt durchweg Deutſche. 


Wegen Beleidigung des Führers verurkeilt 


ö Vor der Preſſekammer des Landgerichts Kattowitz 
hatte ſich der verantwortliche Schriftleiter der Korfantyſchen 
„Polonia“, Auguſt Puſtelnik, wegen Beleidigung des 
deutſchen Staatsoberhauptes zu verantworten. Das Gericht 
verurteilte den Angeklagten zu zwei Monaten Ha ft 
ohne Zubilligung einer Bewährungsfriſt. 


Ein deuffcher Bauer von Haus und Hof vertrieben 


Eine Maßnahme, die zu der Linie der politiſchen An⸗ 
näherung zwiſchen Deutſchland und Polen in kraſſem 
Widerſpruch ſteht, wurde von den Poſenſchen Verwaltungs⸗ 
behörden gegen einen deutſchen Bauern getroffen. Auf 
Grund des im Jahre 1923 en, orfaufsrechtes 
wurde gegen den deutſchen Beſitzer Chriftian 
Haupt in Kähme (Kamien) im Kreis Birnbaum 
Räumungsklage angeſtrengt. Haupt wurde vom Land⸗ 
gericht am 12. März 1930 und vom Oberlandesgericht am 
19. Oktober 1933 zur Herausgabe ſeiner 90 Mor⸗ 
gen großen Bauernwirtſchaft verurteilt. 
Am 11. Juni d. Is. erfolgte durch den Gerichts vollzieher die 
von Gerichts wegen angeordnete Ermiffion und Ab⸗ 
nahme des Grundſtückes mit lebendem und 
totem Inventar. Dieſe Zwangsmaßnahme wurde 
durchgeführt, obwohl die von dem deutſchen Beſitzer beim 
Höchſten Gericht in Warſchau eingelegte Reviſion noch 
nicht entſchieden worden iſt und der Anſpruch auf Zahlung 
des Kaufpreiſes auch heute noch nicht feſtſteht. Haupt hat 
ſeinen Beſitz am 7. November 1922, alſo vor mehr als 
12% Jahren, käuflich erworben. Jetzt hat er ihn ohne jede 
Gegenleiſtung ſeitens des polniſchen Staatsſchatzes heraus⸗ 
geben müſſen. Er iſt mit Frau und Kindern mittellos 
auf die Straße iche Pt worden. Als Troſt ſind ihm 
die Artikel der polniſchen Preſſe über die beneidenswerte 
Lage der Deutſchen in Polen geblieben. 


Sinkende Einkommen in polen 


Der Krakauer „Ilustrowany Kurjer Codzienne“ machte 
kürzlich über die Entwicklung der Eintommene 
verhältniſſe in Polen folgende intereſſante Mit 
teilungen: Wenn man zu den „wohlhabenden Perſonen ſolche 
mit einem Einkommen von monatlich über 
200 Zloty (S knapp 100 %x) zählt, jo wird man fi) 
auf Grund der Einkommenſteuerſtatiſtik des polniſchen 
Vinanzminifteriums davon überzeugen, daß in Polen ſeit dem 
Jahre 1929 die Zahl der „wohlhabenden“ Perſonen von Jahr 
zu Jahr abnimmt. Ein höheres Einkommen als 200 Zloty im 
Monat hatten im Jahre 1929 334 000 Perſonen. Im Jahre 
1930 verringerte ſich dieſe Zahl auf 309 000, und im Jahre 
1931 ſank fie auf 294000. Für die nächſten Jahre iſt eine 
Statiſtik nicht veröffentlicht worden. Es kann aber an⸗ 
genommen werden, ſchreibt das Krakauer Blatt, daß die Zahl 
der „wohlhabenden“ Perſonen auch weiterhin gefallen iſt. Zu 
den ſogenannten oberen Zehntauſend, d. h. zu den⸗ 
jenigen Perſonen, die jährlich mehr als 20 000, monatlich alſo 
mehr als 1660 Zloty verdienen, zählt man in Polen kaum 
etliche tauſend Perſonen. Ein Einkommen von 20 bis 
40 000 Zloty haben in den Jahren 1929 und 1930 13 000 
Perſonen verſteuert, im Jahre 1931 nur noch 11 000 Pers 
ſonen. Einkommen von mehr als 40 000 Zloty 
hatten im Jahre 1929 7000, im Jahre 1930 6000 und ien 
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Jahre 1931 5000 Perſonen. Ueberall iſt alſo ein beträchtlicher 
Rückgang feſtzuſtellen, der ſich zweifellos in der ſchweren 
Kriſenzeit ſeit 1931 noch in verſtärktem Maße fortgeſetzt hat. 
Selbſt wenn man bedenkt, daß es mit der Steuer» 
moral in Polen nichteben gut beſtellt ift, ergeben 
dieſe Zahlen doch ein anſchauliches Bild von der allgemeinen 
Armut der Bevölkerung Polens. 


Induſtriefriedhof Graudenz 

Die inzwiſchen eingegangene nationaldemokratiſche 
„Gazeta Warszawska“ veröffentlichte Mitte Mai 
einen Bericht über die Lage der Graudenzer In⸗ 
duſtrie. Schwerer als in irgendeiner anderen Stadt 
Polens, heißt es da, habe ſich die Wirtſchaftskriſe auf dieſe 
induſtrielle Hochburg Pommerellens ausgewirkt. Denn 
während im Jahre 1929 9800 Arbeiter in Betrieben be⸗ 
ſchäftigt waren, ſei dieſe Zahl bis zum Jahre 1934 auf 3700 
geſunken. Die Lage habe ſich durch die Stillegung der 
Gummiwareninduſtrie, wodurch weitere 1400 Arbeiter er⸗ 
werbslos wurden, noch weiter bedeutend verſchlechtert. 
Gegenwärtig ſeien in den Induſtrie- und Handwerks⸗ 
betrieben von Graudenz insgeſamt nur rund 2300 Arbeiter 
tätig. Auf einen beſchäftigten Arbeiter ent⸗ 
fallen alſo drei Arbeitsloſe. Graudenz halte 
ſomit unter den Städten Polens einen traurigen Rekord. 
Die Hauptzunahme der Arbeitsloſigkeit ſei in der Groß» 
induſtrie erfolgt. Kataſtrophal fei aber auch die Lage in 
der mittleren, insbeſondere der keramiſchen und der Bau⸗ 
induſtrie. Während auf dieſem Gebiete im Jahre 1927 
800 Arbeiter beſchäftigt waren, ſeien es gegenwärtig nur 
noch 300, trotzdem in der Stadt ein erheblicher Mangel an 
Wohnungen herrſche. Die Zahl der Häuſer und 
Wohnungen ſei im Verlauf der vergangenen 15 Jahre 
(1920—1934) in Graudenz von 1523 Häusern mit 7683 
Wohnungen auf 1742 Häuſer mit 8383 Wohnungen an⸗ 
geſtiegen. In der gleichen Zeit habe die Bevölkerungszahl 
von 33 500 auf 57 000 Einwohner zugenommen. Die Zu⸗ 
nahme der Gebäude gegenüber dem Stande von 1920 betrug 
15 %, die der Wohnungen 9 %, dagegen die Bevölkerungs⸗ 
zunahme 70 %. 


Prof. Michael Bobrzynſki 7 

Einer der bedeutendſten polniſchen Geſchichts⸗ 
forſcher und einer der hervorragendſten Polen⸗ 
führer der Vorkriegszeit, Profeſſor Dr. Michael 
Bobrzynſki, iſt am 3. Juli d. Is. im Alter von 
86 Jahren geſtorben. Bobrzynſki war das Haupt der ſog. 
Krakauer Hiſtorikerſchule. Er gehörte zu den polniſchen 
Geſchichtsforſchern, die den Untergang des alten polniſchen 
Reiches in erſter Linie auf die inneren Gebrechen dieſes 
Staatsweſens, die Mängel ſeiner Verfaſſung und die Schad⸗ 
haftigkeit ſeiner ſozialen und geſellſchaftlichen Struktur 
urückführten. Aus ſeinen beige Erkenntniſſen 
bereue, die in zahlreichen bedeutenden Werken niedergelegt 
ſind, folgerte Bobrzynſki die Notwendigkeit eines inneren 
Läuterungsprozeſſes der polniſchen Volksgemeinſchaft und 
die Schädlichkeit einer gegen die Teilungsmächte gerichteten 
irredentiſtiſchen Bewegung. Er war einer der hervor⸗ 
ragendſten Vertreter der ſog. „dreifachen Loyalität“. 
Bobrzynſki und die ihm Gleichgeſinnten, die ſich vornehmlich 
aus den Kreiſen der galiziſchen Konſervativen rekrutierten, 
haben zwar niemals eine zahlenmäßig bedeutende An⸗ 
hängerſchaft in der Maſſe des polniſchen Volkes gehabt; ſie 
haben aber trotzdem einen erheblichen Einfluß auf die 
politiſche Entwicklung des Polentums in der Vorkriegszeit 
auszuüben vermocht. Ihre ſtark betonte Loyalität verſchaffte 
ihnen Zugang zum Wiener Hof und zu den höchſten 
Aemtern in der Habsburgermonarchie. Bobrzynſki ſelbſt 
war Statthalter von Galizien und im Wiener 
Kabinett Miniſter für Galizien. Er verſtand es, in Wien 
jene den Polen günſtige Stimmung zu ſchaffen, die es u. a. 
möglich machte, daß Pilſudſki in Galizien mit Wiſſen und 
Unterſtützung der Habsburger Behörden ſeine Schützen⸗ 
bewegung aufitellen konnte. 


Die Unterſuchung des pieracłi- Mordes 


Wie die „Cazeta Polska“ mitteilte, iſt die Unterſuchung 
über die Ermordung des polniſchen Innen⸗ 
miniſters Pie rac ki abgeſchloſſen worden. Gegenwärtig 


-de facto ein Teil des Reiches ift, 


wird die Anklageſchrift entworfen. Angeklagt find elf Mil: 
Zlieder einer ukrainiſchen Geheimorgani⸗ 
sation. Zur Verteidigung haben ſich 46 ukrainiſche Rechts⸗ 
anwälte bereit erklärt. Die Verhandlung wird unter Aus⸗ 
ſchluß der Oeffentlichkeit ſtattfinden. 


, Blick nach Norden“ 


Das oppoſitionelle Warſchauer „ABC“ ſchrieb vor 
kurzem in 1 90 Leitartikel unter der Ueberſchrift „Blick 
nach Norden“ u. a.: 5 85 

„Erſt der Zugang zum Meeröffnet einem Bo 
den Weg in die elt ... In unſerer geſchichtlichen Ver: 
gangenheit iſt die Angelegenheit des Zugangs zum Meer 
nicht hoch genug eingeſchätzt worden. Zweifellos iſt dies die 
wirkliche Urſache dafür, daß wir heute nur ein Stückchen 
eigener Küſte von kaum einigen zehn Kilometern beſitzen. 
Wir können eine Wiederholung der Fehler in der Zukunft 
nicht geſtatten. Die Angelegenheit des Meeres ſollte eine der 
erſten Stellen unter unſeren politiſchen Problemen ein⸗ 
nehmen. Mit Recht iſt alſo Gdingen der Stolz des 
ganzen Volkes... Nur muß man ſich klar darüber 
ſein, daß Gdingen noch nicht das BE den gen bedeutet. 
Vor allem iſt da noch Danzig. Für den größten Teil 
Polens iſt es der natürliche Hafen. Hätten wir von Anfang 
an Danzig gegenüber eine entſprechende Politik geführt, ſo 
wäre es viel ſtärker polniſch als eben. In bezug auf Danzig 
haben wir eine che, 10 1 Nationale len 
e, wo Danzig, beherr von den Nationalſozialiſten, 
nn 5 8 iſt unſere Stellung Danzig 
gegenüber eine ſehr viel ſchwierigere. Doch haben wir ſogar 
heute eine Reihe von Möglichkeiten, unſere Einflüſſe 
auf dem Gebiet Danzigs zu ſtärken, worauf 
zum Beiſpiel der letzte Zuſammenbruch des 
Guldens hin weiſt. 

Die Seefrage verlangt von uns die Regelung 
unſeres Bene zu Litauen. Für unſere 
öſtlichen Landſchaften führt der natürliche Weg zum Meer 
durch den Njemen. Wir glauben, daß in Litauen die 
alten kulturellen polniſchen Traditionen 
wieder aufleben und die Verbeſſerung der politiſchen 
Beziehungen erleichtern werden. Die Frage des Meeres iſt 
die Erhaltung des Polentums in Oſtpreußen. 
Die Entſpannung in den Beziehungen mit Deutſchland ſollte 
ausgenutzt werden, um das Polentum in Oſtpreußen zu 
ſtärken.“ 


Weiter ſpricht das „ABC“ über die Regelung der 
polniſchen Beziehungen zu Lettland, Eſtland und 
Finnland. „Wenn unſererſeits eine entſprechende 
Politik geführt wird, müſſen dieſe Staaten freundſchaftliche 
Beziehungen zu Polen anknüpfen. Die Zuſammenarbeit 
mit dieſen Staaten bedeutet die Stärkung der polniſchen 
Kräfte an der Oſtſee ... Die Angelegenheit des Meeres, — 
das iſt nicht nur der Bau eines eigenen Hafens. Es iſt auch 
ein konſequentes Syſtem der Außenpolitik, die unſere poli⸗ 
tiſche Stellung an der Oſtſee ſtärkt, — das iſt die Haupt⸗ 
orderung unſerer Politik .. . Dieſer Forderung ſollten alle 

robleme der Außenpolitik untergeordnet werden, dieſe 
Forderung ſollte die Quelle des Syſtems unſerer Bündniſſe 
ſein.“ 


Stanzöfifh-polnifhe Candwirtſchaftsverhandlungen 


Aehnlich wie im vergangenen Jahre zwiſchen der 
deutſchen und der polniſchen, haben kürzlich zwiſchen der 
franzöſiſchen und der polniſchen Landwirtſchaft 
Beſprechungen ſtattgefunden, die der Klärung der 
beiderſeitigen Abſatzmöglichkeiten für 
landwirtſchaftliche Produkte dienen ſollten. Die 
Ergebniſſe dieſer Verhandlungen, die auf der einen Seite 
von einer Abordnung der franzöſiſchen Landwirtſchaft und 
auf der anderen Seite vom Warſchauer Landwirtſchafts⸗ 


miniſterium und den Spitzenorganiſationen der polniſchen 


Landwirtſchaft geführt wurden, ſind in einem Protokoll 

niedergelegt worden. Darin wird folgendes ſeſtgeſtellt: 
1. Beide Teile haben feſtgeſtellt, daß bis zur endgültigen 

Regelung der Frage der Erhöhung des Benenletlinen aren⸗ 


: austaufches die Aufrechterhaltung und Weiter⸗ 


entwicklung der laufenden Umſätze er⸗ 
wünſcht i Ze 5 1 1 , 2 


2. Es ſollen die Mittel und Wege, mit denen im 
Rahmen einer zweckmäßigen Organiſation 
der gegenſeitige Austauſch von landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſen geſteigert und e werden kann, 
el und in dieſer Richtung den Regierenden in 

aris und Warſchau Vorſchläge gemacht 
werden. g 
3. Eine Erhöhung der Ausfuhr franzö⸗ 
ſiſcher landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe nach 
Polen iſt möglich, und zwar außer bei Weinen und 
Kognaks vor allem bei Früchten, insbeſondere 
exotiſchen, Blumen, Zuchtpferden und Zucht⸗ 
ſchafen — hier überall, ſoweit es ſich um franzöſiſche 
Spezialitäten handelt —, und endlich auch bei Gras- und 
Futterpflanzenſamen im Rahmen des allgemeinen 
Einfuhrplans des polniſchen Landwirtſchaftsminiſteriums. 
4. Ebenſo iſt eine Ausdehnung der Ausfuhr 
polniſcher landwirtſchaftlicher Produkte 
nach dem franzöſiſchen Markt möglich — jedoch unter der 
Bedingung, daß hieraus keine nachteiligen Folgen für die 
franzöſiſche Landwirtſchaft entſtehen und vor allem nicht 
das franzöſiſche Preisniveau für ſolche Er⸗ 
zeugniſſe gedrückt wird. Insbeſondere kann eine 
Steigerung bei Hammelfleiſch und grünen Boh⸗ 
nen ſowie auch bei Setzkartoffeln eintreten und 
endlich auch in gewiſſen Grenzen bei lebenden Schafen, 
Schlachtpferden, Eiern, Schnittholz, Brau⸗ 
ee grünen Erbſen und Lebendgeflügel. 
i ie weiteren Verhandlungen zwiſchen der 
franzöſiſchen und der polniſchen Landwirtſchaft auf dieſem 
Gebiet ſollen erſt im Oktober in Paris geführt 
werden; bis dahin wollen beide Teile die praktiſchen Mög⸗ 
lichkeiten einer Ausfuhrſteigerung in den genannten Er⸗ 
Aude in bezug auf Ausfuhrmaſſe und techniſche 
ustauſchbedingungen prüfen. 


Die Grenzmark Poſen-Weſtpreußen 

Das Preußiſche Staatsminiſterium hat ein bedeutſames, 
die Provinz Grenzmark Poſen-Weſtpreußen betreffendes 
Geſetz ae Als „vorläufige Regelung“ N das 
Geſetz, daß der r ee der rovinz 
Brandenburg, aus deren Verband die Reichshaupt⸗ 
ſtadt im vergangenen Jahre ausgegliedert wurde, zu» 
gleich Oberpräſident der Bros ing Grenz 


mark Poſen⸗Weſtpreußen tft. Ferner wird für die 


beiden Provinzen ſtatt der zwei bisherigen ein gemein⸗ 
ſamer, aus 20 Perſonen n Pros 
vinzialrat gebildet. Die Provinz Grenzmark Polen» 
Weſtpreußen wurde ſeinerzeit als Traditionspro⸗ 
vin z aus den weſtlich des Korridors gelegenen Reſtgebieten 
der abgetrennten Provinzen Poſen und Weſtpreußen ge⸗ 
bildet. Sie umfaßt, aus drei räumlich getrennten Teilen 
beſtehend, etwa 7700 akm mit 337 000 Einwohnern. Daß 
bei der jetzigen vorläufigen und der ſpäteren endgültigen 
Regelung der Traditionscharakter dieſes Verwaltungs⸗ 
ebietes nicht verlorengeht, das wird in erſter Linie eine 
Aufgabe der Grenzbevölkerung ſelber und der dort tätigen 
Beamtenſchaft jein. 


Nur 240 ſtatt 360 Mark 
Durch Verfügung der Reichsſtelle für De» 
viſenbewirtſchaftung vom 26. Juni iſt eine 
Aenderung der Geldmitnahme im Reiſeverkehr von 
Deutſchland nach Danzig eingetreten. Die Ver⸗ 
fügung der Reichsſtelle begrenzt den zur Mitnahme nach 
Danzig zugelaſſenen Betrag auf 180 Reichsmark für jede 
Perſon und jeden Kalendermonat. Die Auszahlung erfolgt 
in Danzig nur in Raten, und zwar: Erſte Auszahlung 
bis zu 150 Danziger Gulden nach Wahl des Reiſenden; zweite 
Auszahlung früheſtens eine Woche nach der erſten Aus⸗ 
A Außer dieſen 180 Reichsmark können bei der 
usreiſe aus Deutſchland weitere 50 Reichsmark von jedem 
Reiſenden mitgenommen werden. Dazu kommt die Mit⸗ 
nahme von freien 10 Reichsmark in Hartgeld. ſo daß dem 
deutſchen Reiſenden für Danzig der Gegenwert von ins⸗ 
geſamt 240 Reichsmark (etwa 490 Danziger Gulden) 


zur Verfügung ſtehen. Bisher betrug der Höchſtbetrag, der 


in Reiſekreditbriefen nach Danzig mitgenommen werden 
konnte, 300 Reichsmark, wozu noch die 60 Reichsmark in 
Bargeld kamen, Geſamtbetrag alſo 360 Reichsmark. 
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Zehn Jahre „Deutſche Turnerſchaft in Polen“ 


Wenige Jahre nach dem Weltkrieg fanden ſich die in 
Oſtoberſchleſien noch beſtehenden deutſchen Turnvereine zu— 
ſammen und gründeten im November 1921, alſo noch bevor 
die Zuteilung an Polen ausgeſprochen war, die „Deutſche 
Turnerſchaft in Polniſch⸗Schleſien“, der dann 
im Jahre 1922 die Turnvereine Bielitz und 
Teſchen beitraten. Faſt um die gleiche Zeit, im Dezember 
1921, hatten die Turnvereine in Poſen und Pommerellen 
den Verband „Deutſche Turnerſchaft in Polen“ 
gegründet. Dieſe beiden Verbände, deren Vereine früher der 
Deutſchen Turnerſchaft angehört hatten, traten im Jahre 
1924 miteinander in Fühlung. Man einigte ſich, im Jahre 
1925 ein gemeinſames Turnfeftin Bielitz abzuhalten, 
um die gegenſeitigen Beziehungen zu vertiefen. Bei dieſem 
Feſte wurde die „Deutſche Turnerſchaft in Polen“ aus der 
Taufe gehoben. Am 4. Juli 1925 traten die Vertreter 
der beiden beſtehenden Verbände zu einer gemeinſamen 
Sitzung zuſammen und beſchloſſen, „Die Deutſche Turner— 
ſchaft in Polen“ zu gründen. itz des Verbandes wurde 
Bromberg. Trotz 
Lodzer Turnvereine zunächſt auch weiterhin dem 
Verbande fern, bis ſie endlich e ihren Beitritt 
erklärten. Der Verband wurde in zwei Arbeitsgebiete geteilt, 
in den Kreis I mit den Turnvereinen Poſens und Pomme⸗ 
rellens und in den Kreis II, der die Vereine der Wojewod⸗ 
ſchaft Schleſien umfaßt. Neuerdings iſt durch 
Beitritt des Lodzer Bezirks noch ein dritter Bezirk hinzu— 
gekommen. 

Bei der erſten Jahreserhebung am 1. Januar 1926 
zählte der Verband in den beiden Kreiſen 38 Vereine mit 
5595 Vereinsangehörigen. Die Jahreserhebung am 1. Januar 
1935 zeigt in den gleichen Kreiſen einen Stand von 46 Ber: 


vielfacher Bemühungen blieben die 


den 


einen und 5356 Angehörigen. Der Verband hat demnach in 
den zehn Jahren ſeines Beſtandes die Zahl der Ver⸗ 
eine vergrößern können, doch iſt die Zahl 
der Mitglieder zurückgegangen. Die Urſachen 
für dieſe Erſcheinung ſind wohl in den ungünſtigen Verhält⸗ 
niſſen zu ſuchen, unter denen die Turnvereine leben und ihre 
Arbeit durchzuführen haben. Eine ſtete Sorge des Verbandes 
bildet die Heranbildung von tüchtigen Turnleitern. Infolge 
der unüberwindlichen Paßſchwierigkeiten iſt eine Ent- 
jendung von Mitgliedern an die Deutſche 
Turnſchule in Berlin nicht möglich. Es kann 
deshalb nicht hoch genug anerkannt werden, daß der Turn⸗ 
kreis Danzig durch Abhaltung von Lehrgängen viel für 
die Ausbildung von Vorturnern und Vorturnerinnen getan 
hat. Auch hat der VD A. durch die Entſendung eines Wan⸗ 
derturnlehrers zu den Vereinen des Weichſelgaues zur För⸗ 
derung des deutſchen turneriſchen Lebens in Polen bei— 
getragen. Für die Anſtellung eines Wanderturnlehrers für 
den ganzen Verband, der die Vereine regelmäßig beſuchen 
und die Ausbildung der Vorturner zu übernehmen hätte, 
fehlen dem Verband die Mittel. Nur zweimal konnte ſich der 
Verband bisher an Veranſtaltungen außerhalb der Landes⸗ 
an beteiligen. Das erſte Mal an dem Deutſchen 

urnfeſt zu Köln, und das zweite Mal an dem Oſt⸗ 
landturnfeſt in Danzig, zu dem etwa 500 deutſche 
Turner und Turnerinnen aus Polen gefahren waren. Die 
Deutſche Turnerſchaft in Polen kann trotz aller Hemmniſſe 
und Schwierigkeiten mit Stolz und Befriedigung auf die 
erſten zehn Jahre ihres Beſtehens zurückblicken. Sie hat in 
ſtiller Arbeit viel zur körperlichen, geiſtigen, ſittlichen und 
völkiſchen Kräftigung der deutſchen Bevölkerung Polens 
beigetragen. 


Buchbeſprechungen 


Auf öftliher Erde. Von Georg Langer. Freiburg 
B., Herder. — Der Untertitel „Jugendtage eines 
Schleſiers“ verrät, wo die „öſtliche Erde“ zu ſuchen iſt. 
Lebensvoll erzählt der Verfaſſer von ſeiner oberſchleſiſchen 
Schülerzeit an der alten deutſch-ruſſiſchen Grenze. Als Land⸗ 
gerichtsdirektor in Breslau hat er eine Reihe oſtdeutſcher 
Novellen und Romane geſchrieben, aus denen die Seele des 
Grenzlandes ſpricht; ihnen reihen ſich dieſe Jugenderinne⸗ 
rungen an, die ein Bild längſt entſchwundener Vorkriegs— 
jahre geben. Dr. L. 


Lebensbuch. Gedichte aus zwei Jahrzehnten von 
Hermann Stehr. Leipzig, Paul Liſt Verlag. — Hermann 
Stehr gehört zu den Gottſuchern, von denen uns der 
ſchleſiſche Raum ſeit Jakob Böhme und Angelus Sileſius 
ſo an geſchenkt hat. 
um die Löſung der ewigen Lebensrätſel. 
geſetzt und iſt anerkannt. Die Zeit von 1900 bis 1919 be⸗ 
gleitet er im Lied, Alltag und Sonntag, Höhen und Tiefen, 


In vielen Romanen kämpft er 
Er hat ſich durch⸗ 


von der Maskerade der Jahrhundertwende bis zum Zus 
ſammenbruch. Seine Gläubigkeit ſieht an den Wellen des 
heimatlichen Fluſſes, „daß kein Verlieren iſt, wenn man ſich 
tauſcht, und bei dem Weiterſtrömen kein Zerſchellen“. Dr. L. 


Germaniſche Führerköpfe. Von Heinar Schilling. 
Leipzig, K. F. Köhler Verlag. — 20 packende Lebensbilder, 
von Arioviſt und Armin bis zu den Gotenführern und dem 
Sachſen Wittekind. Auf Quellenforſchung fußend, ein 
weſentlicher Blick in das Werden unſerer Geſchichte durch 
die großen Perſönlichkeiten, die ſie formen. Mit der 
Charakteriſtik des Franken Chlodwig allerdings vermögen 
wir uns nicht abzufinden, können in ihm auch nicht den 
„Einiger Deutſchlands“ ſehen. Auch die Benennung 
Geiſerichs als „Schrecken der Meere“ hinterläßt allzuſehr 
den falſchen Beigeſchmack des „Vandalismus“. Von dieſen 
Einſchränkungen abgeſehen, iſt das auch für die Schickſale 
des Oſtraums bedeutſame Buch zu begrüßen. Dr. L. 


Nach langem, ſchwerem Leiden entſchlief geſtern abend 
mein lieber Mann, mein guter Vater, Schwiegervater und 
Bruder, der prakt. Arzt 


Sanitätsrat 


Dr. Greiſer 


im 70. Lebensjahre. 


Im Namen der Hinterbliebenen: 


Eliſe Greiſer geb. Horn 


als 1 RM. de Weobt für 


zinſung ſucht Poſener Landsmann 


Mien Landsleuten 
(Poſen und Gneſen) die ergebene Mitteilung, 
daß ich zwet ſchöne Lokale eröffnet habe: 


ein Speiſelokal Reſtaurant , Zum Hubertus“ 
Berlin S 42, Nitterftraße 95, 


ein Café⸗Reſtaurant „Zur Weltkugel“ 
Berlin S 42, RNitterſtraße 54. 
Ich lade alle Landsleute hiermit ergebenſt ein 
Emil Fettkenheuer. 


per ſofort oder Ende dieſes Jahres. 
Angebote unter Nr. 3173 an die 


„Oſtland“ 
Expedition des „Oſtland“. — . ——ß—ĩ 
Nit dem Seedienit nach Oſtpreuhen: 


Helmut Greiſer und Frau 


Rakoniewice, den 7. Junk 1935. 
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